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Sozialhilfeverordnung (SHV)

vom [Datum]

Erlass(e) dieser Veröffentlichung:

Neu: ???.???

Geändert: 124.111 | 152.221.121 | 213.221 | 213.318 | 213.319.1 | 213.319.2 | 213.321 | 
326.111 | 860.21 | 860.22 | 861.111

Aufgehoben: –

Der Regierungsrat des Kantons Bern,

auf Antrag der Gesundheits-, Sozial- und Integrationsdirektion,

beschliesst:

I.

Der Erlass ???.??? Sozialhilfeverordnung (SHV) wird als neuer Erlass publi-
ziert.

1 Organisation und Zuständigkeiten (Art. 9 bis 35 SHG)

1.1 Strategisches Controlling

Art.  1
1 Das strategische Controlling stellt die Effektivität und Effizienz auf allen Ver-
antwortungsebenen sicher.
2 Es

a ist wirkungs- und zielorientiert aufgebaut,
b schafft die Verbindung zwischen den eingesetzten Mitteln und den erziel-

ten Wirkungen und Leistungen.
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1.2 Organisation des Sozialdienstes

1.2.1 Grundsätze

Art.  2
1 Die Gemeinden regeln die Organisation des Sozialdienstes.
2 Die gewählte Organisationsform muss sicherstellen, dass

a die Mittel wirtschaftlich eingesetzt werden,
b die gesetzlich vorgeschriebenen Leistungen nach den Grundsätzen pro-

fessioneller Sozialarbeit erbracht werden können,
c fachlich kompetentes Personal verfügbar ist,
d eine sinnvolle Aufgabenteilung zwischen Fach- und Administrativpersonal 

erfolgt.

1.2.2 Mindestanforderungen an die Organisation

Art.  3 Grösse
1 Der Sozialdienst verfügt über mindestens 150 Stellenprozente Fachpersonal.
2 Ausnahmsweise kann ein Sozialdienst  über weniger Stellenprozente Fach-
personal verfügen, sofern die Trägerschaft den Nachweis erbringt, dass

a die  Schaffung  eines  grösseren  Sozialdienstes  aus  geografischen  oder 
anderen Gründen nicht zumutbar ist,

b die Wirkungsziele und Qualitätsvorgaben erreicht werden können und
c eine  Regelung  besteht,  wie  die  Stellvertretung  und  der  fachliche  Aus-

tausch mit anderen Fachleuten gewährleistet werden.
3 Das Amt für Integration und Soziales (AIS) der Gesundheits-, Sozial- und In-
tegrationsdirektion (GSI) bewilligt Ausnahmen nach Absatz 2.

Art.  4 Prozesse
1 Der Sozialdienst legt mindestens die Prozesse der Fallaufnahme, der Fallbe-
arbeitung  und  des  Fallabschlusses  schriftlich  fest  und  überprüft  diese  peri-
odisch.

Art.  5 Qualitäts- und Risikomanagement
1 Der Sozialdienst regelt sein Qualitäts- und Risikomanagement mit einem in-
ternen Kontrollsystem.
2 Dieses ist angemessen auf dessen Grösse, Organisation und Risikolage aus-
zurichten und periodisch zu überprüfen.
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3 Das AIS stellt eine Vorlage zur Verfügung.

1.2.3 Mindestanforderungen an das Fachpersonal

Art.  6 Allgemeines
1 Als Fachpersonal gelten

a die Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter nach Artikel 7,
b Personen, welche die fachlichen Voraussetzungen nach Artikel 8 erfüllen.

Art.  7 Sozialarbeitende
1 Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter

a verfügen über eine abgeschlossene und anerkannte Ausbildung in Sozial-
arbeit oder Sozialpädagogik auf Tertiärstufe oder

b absolvieren eine solche Ausbildung berufsbegleitend.

Art.  8 Personen mit anderen Qualifikationen
1 Personen mit einer abgeschlossenen Ausbildung auf Tertiärstufe erfüllen die 
erforderlichen fachlichen Voraussetzungen, wenn sie über eine Ausbildung und 
praktische Erfahrung in der Beratung und über Kenntnisse in mindestens ei-
nem der nachfolgenden Bereiche verfügen:

a Sozialhilfe,
b Sozialversicherungen,
c berufliche und soziale Integration,
d Kindes- und Erwachsenenschutz.
2 Befinden sich Personen berufsbegleitend in einer Ausbildung auf Tertiärstufe, 
erfüllen sie die erforderlichen fachlichen Voraussetzungen, sofern sie die weite-
ren Voraussetzungen nach Absatz 1 bereits erfüllen.

Art.  9 Zusammensetzung des Fachpersonals
1 Die Zusammensetzung des Fachpersonals eines Sozialdienstes muss sicher-
stellen, dass die Erfüllung der Aufgaben nach der Sozialhilfegesetzgebung in 
angemessener Weise erfolgen kann.
2 Der Gesamtstellenetat des Fachpersonals muss im Durchschnitt eines Kalen-
derjahres zu mindestens 60 Prozent aus Fachpersonal nach Artikel 7 beste-
hen.
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Art.  10 Aufgaben des Fachpersonals
1 Das Fachpersonal trägt die Verantwortung für die Fallführung und ist in die-
sem Rahmen insbesondere zuständig für

a die Subsidiaritätsabklärung sowie das individuelle Budget,
b die Beratung und Betreuung hilfesuchender Personen,
c die Abklärung der persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse,
d die Festlegung der individuellen Ziele mit der hilfesuchenden Person in ei-

ner Zielvereinbarung,
e die Anordnung von Massnahmen, Auflagen und Weisungen,
f den Erlass von Verfügungen.
2 Konkret  bezeichnete,  sachbezogene  Aufgaben  der  Fallführung  können  an 
das übrige Personal delegiert werden, soweit keine regelmässige fachliche Be-
ratung und Betreuung erforderlich ist.
3 Das Fachpersonal kann auch Aufgaben nach der besonderen Gesetzgebung, 
namentlich in den Bereichen Inkassohilfe und Bevorschussung von Unterhalts-
beiträgen sowie Kindes- und Erwachsenenschutz erfüllen.

1.3 Gesundheits-, Sozial- und Integrationsdirektion

Art.  11 Zuständige Behörde
1 Das AIS ist die zuständige Behörde bezüglich Erfüllung der Aufgaben nach 
Artikel 12 SHG.

Art.  12 Umfang der Kostenpflicht für zusätzliche fachliche Unterstützung
1 Der Umfang der Kostenpflicht  für  zusätzliche fachliche Unterstützung nach 
Artikel 25 SHG richtet sich nach dem Tarif nach Zeitaufwand gemäss Artikel 8 
Absatz  1  der  Verordnung  vom  22.  Februar  1995  über  die  Gebühren  der 
Kantonsverwaltung (Gebührenverordnung, GebV)1).
2 Beauftragt das AIS Dritte für die Aufgabenerfüllung und übersteigt diese Ver-
gütung den Umfang der Kostenpflicht nach Absatz 1, ist bei der anfragenden 
Stelle vorgängig eine Kostengutsprache einzuholen.

1) BSG 154.21
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1.4 Burgerliche Sozialhilfe

1.4.1 Zuständigkeit

Art.  13
1 Die Zuständigkeit der Burgergemeinden und burgerlichen Korporationen nach 
Artikel 30 Absatz 1 SHG erstreckt sich auf alle ihre Angehörigen innerhalb und 
ausserhalb des Kantons.

1.4.2 Kostenersatz

Art.  14
1 Das forderungsberechtigte Gemeinwesen macht den Kostenersatz nach Arti-
kel 30 Absatz 2 SHG bei der zuständigen Burgergemeinde oder burgerlichen 
Korporation geltend.
2 Die betroffenen Gemeinwesen sind gegenseitig zur Auskunft verpflichtet, so-
weit dies zur Geltendmachung und Festsetzung des Kostenersatzes erforder-
lich ist.

1.4.3 Beendigung der burgerlichen Sozialhilfe

Art.  15 Rücktritt
1 Der Rücktritt von der burgerlichen Sozialhilfe erfolgt durch Abgabe einer ent-
sprechenden Erklärung an das AIS, die spätestens 12 Monate im Voraus auf 
Ende eines Kalenderjahres zu erfolgen hat.
2 Mit dem Rücktritt werden die Burgergemeinde und die burgerliche Korporati-
on burgergutsbeitragspflichtig.
3 Die Wiederaufnahme der burgerlichen Sozialhilfe nach dem Rücktritt ist nicht 
zulässig.

Art.  16 Entzug
1 Das AIS kann einer Burgergemeinde oder einer burgerlichen Korporation, die 
ihre Pflichten vernachlässigt  oder den gesetzlichen Anforderungen nicht  ge-
nügt, das Recht zur Ausübung der burgerlichen Sozialhilfe nach vorgängiger 
Mahnung entziehen.
2 Die Folgen des Entzugs sind die gleichen wie beim Rücktritt.
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1.4.4 Burgergutsbeiträge

Art.  17 Beitrags- und Bemessungsperiode
1 Das AIS setzt die Burgergutsbeiträge jeweils für eine vierjährige Beitragsperi-
ode fest.
2 Die Bemessungsperiode umfasst jeweils das dritte bis und mit dem sechsten 
Jahr vor Beginn der Beitragsperiode.

Art.  18 Höhe der Beiträge
1 Massgebend für die Festsetzung der Beiträge sind das durchschnittliche steu-
erbare  Einkommen und  Vermögen  der  beitragspflichtigen  Burgergemeinden 
und burgerlichen Korporationen während der vierjährigen Bemessungsperiode.
2 Die Beiträge betragen 3,3474 Prozent des massgebenden durchschnittlichen 
steuerbaren Einkommens und 0,0554 Prozent des durchschnittlichen steuerba-
ren Vermögens.
3 Beiträge unter 200 Franken werden nicht erhoben.

Art.  19 Festsetzung der Beiträge
1 Die Beiträge werden aufgrund der rechtskräftigen Steuerveranlagungen der 
Bemessungsperiode festgesetzt.
2 Falls noch keine rechtskräftigen Daten vorliegen, erfolgt die Festsetzung auf 
Grund der vorliegenden provisorischen Daten.
3 Liegen bis zum Ende der Beitragsperiode rechtskräftige Daten vor, setzt das 
AIS die Beiträge neu fest.

Art.  20 Rechnungsstellung und Zinsen
1 Das AIS fordert die jährlichen Beiträge jeweils Ende Juni mit einer Zahlungs-
frist von 30 Tagen ein.
2 Bei verspäteter Zahlung ist ein Verzugszins geschuldet.
3 Für zu viel in Rechnung gestellte und bezahlte Beiträge wird ein Vergütungs-
zins gutgeschrieben.
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4 Die Berechnung und der Zinssatz für die Verzugs- und Vergütungszinse rich-
ten sich nach der Verordnung vom 18. Oktober 2000 über den Bezug und die 
Verzinsung von Abgaben und anderen zum Inkasso übertragenen Forderun-
gen, über Zahlungserleichterungen, Erlass sowie Abschreibungen infolge Un-
einbringlichkeit (Bezugsverordnung, BEZV)2).

Art.  21 Härtefälle
1 Das AIS kann Burgergemeinden und burgerliche Korporationen bei Vorliegen 
einer grossen Härte auf Antrag hin jeweils für ein Jahr ganz oder teilweise von 
der Beitragspflicht befreien.

2 Leistungsangebote der Sozialhilfe (Art. 36 bis 99 SHG)

2.1 Allgemeines

Art.  22 Ausnahmen vom Abschluss einer Zielvereinbarung
1 Auf den Abschluss einer Zielvereinbarung nach Artikel 19 Absatz 1 Buchsta-
be b SHG kann verzichtet werden, wenn diese nicht möglich, sinnvoll oder er-
forderlich ist, insbesondere wenn die unterstützte Person

a mit hoher Wahrscheinlichkeit nur bevorschussend mit wirtschaftlicher Hilfe 
unterstützt werden muss,

b sich  in  einer  Übergangsphase  bis  zum  obligatorischen  Vorbezug  von 
AHV-Leistungen befindet,

c zusätzlich zur wirtschaftlichen Hilfe nur wenig oder keine Beratung benö-
tigt,

d nur persönliche Hilfe benötigt und diese vorübergehend und in geringem 
Umfang erfolgt.

Art.  23 Weisungen
1 Weisungen nach Artikel 41 Absatz 2 SHG müssen zumutbar und verhältnis-
mässig sein.
2 Gegenstand von Weisungen können insbesondere sein:

a Stellensuche und Annahme einer Arbeit,
b Teilnahme an  einer  Integrations-,  Beschäftigungs-  oder  Bildungsmass-

nahme,
c Geltendmachung von Leistungen,
d Nutzung von Beratungs-  und Betreuungsangeboten von Fachpersonen 

und Fachstellen,
2) BSG 661.733
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e Mitwirkung an einer vertrauensärztlichen Abklärung,
f Vorgaben zur zweckmässigen Verwendung der wirtschaftlichen Hilfe.

2.2 Persönliche Hilfe

Art.  24 Mindestkatalog
1 Im Rahmen der persönlichen Hilfe ist im Minimum zu leisten:

a Erstberatung bei sozialen und finanziellen Problemen,
b Information und Vermittlung des Zugangs zu geeigneten Beratungs- und 

Fachstellen sowie Integrationsangeboten,
c weiterführende Beratung sofern notwendig.
2 Die persönliche Hilfe ist niederschwellig und zeitnah zu erbringen.

2.3 Wirtschaftliche Hilfe

2.3.1 Grundsätze

Art.  25 Massgebende SKOS-Richtlinien
1 Die  Richtlinien  für  die  Ausgestaltung  und  Bemessung  der  Sozialhilfe  der 
Schweizerischen Konferenz für Sozialhilfe (SKOS-Richtlinien)3) in der Fassung 
vom 1.  Januar  2026  (6.  Ausgabe,  2.  Etappe)  sind  für  die  Bemessung der 
wirtschaftlichen Hilfe verbindlich, soweit das SHG und diese Verordnung keine 
Abweichungen vorsehen.

Art.  26 Berechnung der Bedürftigkeit
1 Die materielle Grundsicherung umfasst folgende Positionen:

a Grundbedarf für den Lebensunterhalt,
b anrechenbare Wohnkosten,
c Kosten für die medizinische Grundversorgung,
d grundversorgende situationsbedingte Leistungen.
2 Für die Berechnung der Bedürftigkeit sind zusätzlich zu den Posten nach Ab-
satz 1 die folgenden Leistungen zu berücksichtigen, sofern die Voraussetzun-
gen dafür erfüllt sind:

a der Einkommensfreibetrag nach Artikel 47 bis 51 als Abzug vom anre-
chenbaren Einkommen,

b die Integrationszulage nach Artikel 45 als anrechenbarer Aufwand.

3) https://rl.skos.ch
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Art.  27 Einkommenspfändung
1 Die wirtschaftliche Hilfe wird bei einer laufenden Einkommenspfändung nach 
dem betreibungsrechtlichen Existenzminimum bemessen, sofern dieses unter 
dem Ansatz der SKOS-Richtlinien liegt.

Art.  28 Berufliche Vorsorge
1 Für  die  Weiterführung  der  beruflichen  Vorsorge  (2.  Säule)  wird  keine 
wirtschaftliche Hilfe gewährt.

Art.  29 Schuldentilgung
1 Für  das Tilgen von Schulden wird  in  der  Regel  keine wirtschaftliche Hilfe 
gewährt.
2 Schulden können bei der Bemessung der wirtschaftlichen Hilfe ausnahmswei-
se berücksichtigt und getilgt werden, wenn dadurch eine bestehende oder dro-
hende Notlage behoben oder vermieden werden kann.

2.3.2 Grundbedarf für den Lebensunterhalt

Art.  30 Regulärer Ansatz
1 Der Grundbedarf für den Lebensunterhalt nach Haushaltsgrösse beträgt pro 
Monat, unter Vorbehalt von Absatz 2 und der Artikel 31 bis 34, für

a eine Person CHF 1006
b zwei Personen CHF 1539
c drei Personen CHF 1871
d vier Personen CHF 2153
e fünf Personen CHF 2435
f jede weitere Person + CHF 204
2 Bei jungen Erwachsenen wird der Grundbedarf für den Lebensunterhalt nach 
Lebens- und Wohnform pro Monat wie folgt festgelegt:

a entsprechender Anteil bei einer Hausgemeinschaft mit den Eltern oder in 
einer  familienähnlichen  Gemeinschaft,  wobei  sich  dieser  nach  dem 
Grundbedarf für den gesamten Haushalt, geteilt durch die Anzahl der im 
Haushalt lebenden Personen, bestimmt,

b Pauschale von 770 Franken bei einer Zweckwohngemeinschaft,
c Pauschale von 805 Franken bei eigenem Haushalt aus wichtigen Grün-

den,
d nach Absatz 1 bei eigenem Haushalt, wenn sie
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1 an einer auf die arbeitsmarktliche Integration ausgerichteten Ausbil-
dung oder Massnahme teilnehmen,

2 einer angemessenen Erwerbstätigkeit nachgehen oder
3 eigene Kinder betreuen,

e Pauschale von 770 Franken bei eigenem Haushalt, ohne die Vorausset-
zungen nach den Buchstaben c und d zu erfüllen.

3 Als junge Erwachsene gelten Personen zwischen dem vollendeten 18. und 
dem vollendeten 25. Altersjahr.

Art.  31 Ansätze für vorläufig aufgenommene volljährige Personen
1 Der Grundbedarf für den Lebensunterhalt für volljährige vorläufig Aufgenom-
mene nach Artikel 78 Absatz 1 Buchstabe c SHG wird vor Ablauf von zehn 
Jahren nach Erteilung der vorläufigen Aufnahme nach Haushaltsgrösse festge-
legt und beträgt pro Monat für

a eine Person CHF 717
b zwei Personen CHF 1097
c drei Personen CHF 1334
d vier Personen CHF 1534
e fünf Personen CHF 1735
f sechs Personen CHF 1880
g für jede weiter Person + CHF 145
2 Der Grundbedarf für den Lebensunterhalt für volljährige vorläufig Aufgenom-
mene nach Artikel 78 Absatz 1 Buchstabe c SHG wird nach Ablauf von zehn 
Jahren nach Erteilung der vorläufigen Aufnahme nach Haushaltsgrösse festge-
legt und beträgt pro Monat, unter Vorbehalt von Absatz 3, für

a eine Person CHF 855
b zwei Personen CHF 1308
c drei Personen CHF 1590
d vier Personen CHF 1830
e fünf Personen CHF 2070
f sechs Personen CHF 2243
g für jede weitere Person + CHF 173
3 Bei vorläufig aufgenommenen jungen Erwachsenen nach Absatz 2 wird der 
Grundbedarf für den Lebensunterhalt nach Lebens- und Wohnform pro Monat 
wie folgt festgelegt:
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a entsprechender Anteil nach Absatz 2 bei einer Hausgemeinschaft mit den 
Eltern oder  in  einer  familienähnlichen Gemeinschaft,  wobei  sich dieser 
nach dem Grundbedarf für den gesamten Haushalt, geteilt durch die An-
zahl der im Haushalt lebenden Personen, bestimmt,

b Pauschale von 752 Franken bei einer Zweckwohngemeinschaft,
c Pauschale von 793 Franken bei eigenem Haushalt aus wichtigen Grün-

den,
d nach Absatz 2 bei eigenem Haushalt, wenn sie

1 an einer auf die arbeitsmarktliche Integration ausgerichteten Ausbil-
dung oder Massnahme teilnehmen,

2 einer angemessenen Erwerbstätigkeit nachgehen oder
3 eigene Kinder betreuen,

e Pauschale von 752 Franken bei eigenem Haushalt, ohne die Vorausset-
zungen nach den Buchstaben c und d zu erfüllen.

Art.  32 Ansatz für vorläufig aufgenommene minderjährige Personen
1 Bei vorläufig aufgenommenen minderjährigen Personen nach Artikel 78 Ab-
satz 1 Buchstabe c SHG richtet sich der Grundbedarf für den Lebensunterhalt 
unabhängig von der Dauer ihrer vorläufigen Aufnahme nach Artikel 31 Absatz 
2.
2 Tritt im Verlauf der Unterstützung die Volljährigkeit ein, richtet sich die Unter-
stützung neu nach Artikel 31 Absatz 3.

Art.  33 Ansatz für Schutzbedürftige mit Aufenthaltsbewilligung, anerkann-
te Staatenlose und Flüchtlinge in Kollektivunterkünften

1 Der  Grundbedarf  für  den Lebensunterhalt  für  Schutzbedürftige mit  Aufent-
haltsbewilligung, anerkannte Staatenlose und Flüchtlinge nach Artikel 78 Ab-
satz 1 Buchstabe a und b SHG, die in einer Kollektivunterkunft leben, wird un-
abhängig ihres Alters nach Familieneinheit festgelegt und beträgt pro Monat für

a eine Person CHF 599
b zwei Personen CHF 918
c drei Personen CHF 1114
d vier Personen CHF 1282
e fünf Personen CHF 1491
f sechs Personen CHF 1685
g sieben Personen CHF 1852
h für jede weitere Person + CHF 134
2 Als Familieneinheit nach Absatz 1 gelten
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a verheiratete oder in eingetragener Partnerschaft lebende Paare sowie ihre 
gemeinsamen minderjährigen Kinder und Stiefkinder,

b in  einem stabilen Konkubinat  lebende Paare nach Artikel  50 Absatz 2 
SHG sowie ihre gemeinsamen minderjährigen Kinder und Stiefkinder,

c Einzelpersonen sowie ihre minderjährigen Kinder.

Art.  34 Ansatz für minderjährige Kinder vor dem Asylentscheid
1 Der Grundbedarf für den Lebensunterhalt für minderjährige Kinder, die nach 
Artikel 6 der Verordnung vom 20. Mai 2020 über die Sozialhilfe im Asyl- und 
Flüchtlingsbereich (SAFV)4) vom Geltungsbereich des Gesetzes vom 3.  De-
zember 2019 über die Sozialhilfe im Asyl- und Flüchtlingsbereich (SAFG)5) aus-
genommen sind, richtet sich bis zum Asylentscheid nach Artikel 31 Absatz 1.

2.3.3 Hilfe in Notlagen

Art.  35
1 Für folgende Personen ist die Unterstützung auf die verfassungsmässig ga-
rantierte Hilfe in Notlagen eingeschränkt:

a Personen mit Wohnsitz oder Aufenthalt im Ausland,
b Personen mit Kurzaufenthaltsbewilligung, ausser sie stehen in einem be-

fristeten  unterjährigen  Arbeitsverhältnis  und  sind  Staatsangehörige  der 
Mitgliedstaaten der EU oder der EFTA,

c Personen, die sich nach Artikel 2 Absatz 1 Anhang I zum Abkommen vom 
21. Juni  1999 zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft  einer-
seits und der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten ande-
rerseits über die Freizügigkeit6) und Artikel 2 Absatz 1 Anhang K Anlage 1 
zum Übereinkommen vom 4.  Januar  1960 zur  Errichtung der  Europäi-
schen Freihandelsassoziation (EFTA)7) zur Arbeitssuche in der Schweiz 
aufhalten,

d Personen ohne Aufenthaltsrecht,
e Personen nach Artikel 61a Absatz 1 und 2 des Bundesgesetzes vom 16. 

Dezember 2005 über die Ausländerinnen und Ausländer und über die In-
tegration (Ausländer- und Integrationsgesetz, AIG)8),  ausser sie erfüllen 
die Voraussetzungen nach Artikel 61a Absatz 5 AIG.

4) BSG 861.111
5) BSG 861.1
6) SR 0.142.112.681
7) SR 0.632.31
8) SR 142.20
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2 Die verfassungsmässig garantierte Hilfe in Notlagen nach Artikel 12 der Bun-
desverfassung (BV)9) besteht,

a bis zur pflichtgemässen und selbstständigen Ausreise oder bis zur mit den 
Migrationsbehörden abgesprochenen zwangsweisen Ausreise aus einer 
angemessenen Unterbringung, aus der medizinischen Grundversorgung 
sowie aus einer Pauschale für Nahrung und Kleidung,

b für den Reisetag aus den Rückreisekosten und einem Essensgeld.
3 Auf besondere Bedürfnisse ist Rücksicht zu nehmen.

2.3.4 Wohnen

Art.  36 Junge Erwachsene
1 Bei  jungen Erwachsenen ohne abgeschlossene Erstausbildung werden die 
anteilsmässigen Wohnkosten

a der Elternwohnung finanziert, sofern es den Eltern nicht zumutbar ist, die 
vollen Wohnkosten zu tragen,

b einer Wohngemeinschaft finanziert, wenn unüberbrückbare Konflikte mit 
den Eltern bestehen oder das Zusammenleben andere gewichtige negati-
ve Konsequenzen hätte.

2 Bei jungen Erwachsenen mit abgeschlossener Erstausbildung werden grund-
sätzlich die anteilsmässigen Wohnkosten einer Wohngemeinschaft finanziert.
3 Ausnahmsweise werden die Wohnkosten einer eigenen Wohnung finanziert, 
wenn die Voraussetzungen nach Artikel 30 Absatz 2 Buchstabe c oder d oder 
Artikel 31 Absatz 3 Buchstabe c oder d erfüllt sind.

Art.  37 Sicherheitsleistung bei Wohnungsmieten
1 Der Sozialdienst kann der bedürftigen Person ausnahmsweise einen ange-
messenen Betrag vorschiessen, wenn diese eine Sicherheit für die Wohnungs-
miete leisten muss.
2 Er vereinbart mit der bedürftigen Person angemessene Abzahlungsraten und 
stellt monatlich Rechnung.
3 Besteht vor der vollständigen Abzahlung des Vorschusses keine Bedürftigkeit 
mehr, hat die ehemals bedürftige Person

a den Restbetrag zurückzuzahlen oder
b die noch nicht abbezahlten Raten vereinbarungsgemäss bis zur vollstän-

digen Abzahlung des Vorschusses zu tilgen.

9) SR 101
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4 Der bevorschusste Betrag nach Absatz 1 stellt keine wirtschaftliche Hilfe dar.

Art.  38 Referenzzinssatz bei Mietverhältnissen
1 Die Sozialdienste sind verpflichtet, regelmässig zu prüfen, dass den Mietver-
hältnissen der bedürftigen Personen kein zu hoher Referenzzinssatz zugrunde 
liegt.
2 Sie unterstützen und beraten die bedürftigen Personen bei der Geltendma-
chung des tieferen Referenzzinssatzes.

2.3.5 Obligatorische Krankenpflegeversicherung

Art.  39 Krankenkassenprämie
1 Personen, die Leistungen der Sozialhilfe beziehen, sind angehalten, die Höhe 
ihrer Krankenkassenprämien soweit möglich und sinnvoll zu senken, insbeson-
dere auch durch die Wahl eines kostengünstigen Grundversicherungsmodells.
2 Die Sozialdienste beraten und unterstützen die Personen bei der Senkung.

Art.  40 Kostenübernahme
1 Personen, die Leistungen der Sozialhilfe beziehen, werden zusätzlich zur or-
dentlichen Prämienverbilligung nach Artikel 11 der Kantonalen Krankenversi-
cherungsverordnung  vom  25.  Oktober  2000  (KKVV)10) folgende  Leistungen 
gewährt:

a bis zum Ende des Kalenderjahres, auf das hin die obligatorische Kranken-
pflegeversicherung frühestmöglich gewechselt werden kann, ein Betrag, 
der zusammen mit der ordentlichen Prämienverbilligung der ganzen Prä-
mie der jeweiligen obligatorischen Krankenpflegeversicherung entspricht,

b nach Ablauf dieses Termins ein Betrag, der zusammen mit der ordentli-
chen Prämienverbilligung der ganzen Prämie für die obligatorische Kran-
kenpflegeversicherung innerhalb der fünf günstigsten Krankenkassen bei 
tiefster Franchise nach Alterskategorie und Prämienregion entspricht.

2 Bei der Berechnung der wirtschaftlichen Hilfe sind Prämienanteile der obliga-
torischen Krankenpflegeversicherung, welche die ordentliche Prämienverbilli-
gung und den Betrag nach Absatz 1 übersteigen, nicht als anrechenbarer Auf-
wand mit einzubeziehen.

10) BSG 842.111.1
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3 Personen, die Leistungen der Sozialhilfe beziehen und wegen des Zuzugs 
aus einem anderen Kanton bis Ende des Kalenderjahres vom früheren Wohn-
kanton keine oder eine Prämienverbilligung erhalten, die tiefer ist als die or-
dentliche Prämienverbilligung nach Artikel 11 KKVV, wird die Differenz zur or-
dentlichen Prämienverbilligung zusätzlich  zum Prämienanteil  nach Absatz  1 
gewährt.
4 Die Sozialdienste bezahlen den Krankenversicherern die vollen, nicht verbil-
ligten Prämienrechnungen.

2.3.6 Situationsbedingte Leistungen

Art.  41 Grundsatz
1 Liegen besondere gesundheitliche,  wirtschaftliche oder  familiäre Umstände 
vor, können bedürftigen Personen situationsbedingte Leistungen gewährt wer-
den.
2 Die  situationsbedingten Leistungen müssen stets  in  einem angemessenen 
Verhältnis zur Lebenssituation von Personen mit niedrigem Einkommen in der 
Umgebung der unterstützten Person stehen.
3 Besteht bezüglich einer situationsbedingten Leistung eine Auswahl gleicher-
massen zweckmässiger Angebote, ist die kostengünstigste Leistung zu gewäh-
ren.

Art.  42 Private Motorfahrzeuge
1 Bedürftige Personen haben nur dann Anspruch auf Beiträge an die Kosten für 
Betrieb und Unterhalt eines privaten Motorfahrzeugs, wenn sie das Fahrzeug 
benötigen,

a aus gesundheitlichen Gründen,
b zu Erwerbszwecken,
c nach Würdigung der Umstände aufgrund einer abgelegenen Wohnlage.
2 Führen Betrieb und Unterhalt eines nicht benötigten privaten Motorfahrzeuges 
zu finanziellen Nachteilen für im selben Haushalt lebende Familienangehörige 
oder dazu, dass sich die bedürftige Person verschuldet, so ist diese anzuwei-
sen, die Nummernschilder zu hinterlegen.

Art.  43 Ausführungsbestimmungen
1 Die GSI erlässt eine Verordnung zu den situationsbedingten Leistungen.
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2.3.7 Integrationsmassnahmen und Anreizleistungen

Art.  44 Zumutbare Arbeit und Massnahmen zur beruflichen und sozialen 
Integration

1 Erwerbslose Personen, die wirtschaftliche Hilfe beanspruchen, sind verpflich-
tet, im Rahmen der Bestimmungen des SHG auch ausserhalb des erlernten 
Berufs Erwerbsarbeit zu suchen und anzunehmen.
2 Die Teilnahme an Massnahmen zur beruflichen und sozialen Integration gilt 
grundsätzlich  als  zumutbar,  sofern  eine  Person  nicht  aus  gesundheitlichen 
Gründen oder wegen Betreuungsaufgaben daran verhindert ist.

Art.  45 Angebote für Jugendliche und junge Erwachsene
1 Die  Sozialdienste  gewährleisten,  dass Jugendliche und junge Erwachsene 
unter 25 Jahren, die Sozialhilfe beziehen, für ihre berufliche Integration primär 
die Angebote der Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung, das Case Manage-
ment  Berufsbildung  sowie  arbeitsmarktliche  Massnahmen  der  Regionalen 
Arbeitsvermittlungszentren (RAV) nutzen.
2 Die Sozialdienste berücksichtigen bei ihren Leistungen die Empfehlungen der 
in Absatz 1 genannten Institutionen.

Art.  46 Spracherwerb
1 Über das erforderliche Sprachniveau in einer der beiden Amtssprachen nach 
Artikel 43 SHG verfügt, wer mindestens Kenntnisse entsprechend dem Niveau 
A1 gemäss dem Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmen für Sprachen 
(GER) aufweist.

Art.  47 Integrationszulage für Nichterwerbstätige
1 Jede bedürftige Person, die nicht erwerbstätig ist, hat Anspruch auf eine Inte-
grationszulage,  wenn sie  sich  nachweislich  angemessen um ihre  berufliche 
oder soziale Integration bemüht.
2 Keinen Anspruch auf eine Integrationszulage lösen befristete Arbeitseinsätze 
aus, die lediglich der Abklärung dienen.
3 Die Integrationszulage beträgt je nach erbrachter Leistung und deren Bedeu-
tung zwischen 100 und 300 Franken pro Person und Monat.
4 Die GSI kann durch Verordnung nähere Vorgaben zu Absatz 3, insbesondere 
unter Beachtung des Einsatzpensums, machen.
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Art.  48 Verfahren
1 Die Voraussetzungen für die Gewährung einer Integrationszulage sind

a vorgängig in der Zielvereinbarung festzuhalten,
b regelmässig zu überprüfen und bei Bedarf neu festzulegen.

Art.  49 Einkommensfreibetrag für Erwerbstätige
1 Jede bedürftige Person, die das 16. Altersjahr oder die obligatorische Schul-
zeit vollendet hat und eine Erwerbstätigkeit im ersten Arbeitsmarkt ausübt, hat 
Anspruch auf Anrechnung eines Freibetrags auf ihrem Erwerbseinkommen.
2 Der Einkommensfreibetrag beträgt, unter Vorbehalt von Absatz 3, Artikel 51 
und Artikel 52, monatlich bei einem Beschäftigungsgrad von

a 1 bis 20 Prozent CHF 200
b 21 bis 30 Prozent CHF 250
c 31 bis 40 Prozent CHF 300
d 41 bis 50 Prozent CHF 350
e 51 bis 60 Prozent CHF 400
f 61 bis 70 Prozent CHF 450
g 71 bis 80 Prozent CHF 500
h 81 bis 90 Prozent CHF 550
i 91 bis 100 Prozent CHF 600
3 Bei Alleinerziehenden mit einem oder mehreren Kindern unter 16 Jahren liegt 
der Einkommensfreibetrag jeweils um 100 Franken höher.

Art.  50 Einkommensfreibetrag während Praktikum
1 Ein entlöhntes Praktikum im ersten Arbeitsmarkt berechtigt  dann zu einem 
Einkommensfreibetrag nach Artikel 49, wenn dieses absolviert wird

a als Teil eines beruflichen Wiedereinstieges oder
b direkt  nach Abschluss einer  Ausbildung oder  beruflichen Qualifizierung 

zwecks Einstiegs in den ersten Arbeitsmarkt.

Art.  51 Unterschreiten des Einkommensfreibetrags
1 Unterschreitet das monatliche Erwerbseinkommen den festgelegten Einkom-
mensfreibetrag, so entspricht dieser dem effektiv erzielten Einkommen.

Art.  52 Einkommensfreibetrag während der Berufslehre
1 Jede bedürftige Person, die eine Berufslehre absolviert, hat Anspruch auf An-
rechnung eines Freibetrags von 300 Franken auf ihrem Erwerbseinkommen.
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2 Einen Anspruch auf einen Einkommensfreibetrag nach Absatz 1 haben auch 
bedürftige Personen, die

a im Rahmen einer Nachholbildung für  Erwachsene ein Eidgenössisches 
Fähigkeitszeugnis (EFZ) oder ein Eidgenössisches Berufsattest (EBA) er-
werben,  soweit  der  Einkommensfreibetrag  nach  Artikel  49  nicht  höher 
ausfällt,

b ein entlöhntes Praktikum im Rahmen einer schulischen Ausbildung, die 
zum Erwerb eines EFZ oder einem EBA führt, absolvieren.

Art.  53 Höchstgrenze
1 Integrationszulagen und Einkommensfreibeträge dürfen pro Haushalt bis zu 
fünf Personen 850 Franken und pro Haushalt mit sechs und mehr Personen 
1000 Franken pro Monat nicht übersteigen.

2.3.8 Konkubinatsbeitrag

Art.  54
1 Für die Bemessung eines Konkubinatsbeitrags ist für die nicht unterstützte 
Person ein erweitertes Budget nach den SKOS-Richtlinien zu erstellen.
2 Ein allfälliger Überschuss ist der bedürftigen Person als Einnahme anzurech-
nen.
3 Übersteigt das Vermögen der nicht unterstützten Person die Vermögensfrei-
beträge  für  Leistungen  aus  Genugtuung  und  Integritätsentschädigung  nach 
den SKOS-Richtlinien, so besteht kein Anspruch auf wirtschaftliche Hilfe.

2.3.9 Verwandtenunterstützung bei Vermögensverzicht

Art.  55 Grundsatz
1 Hat eine bedürftige Person zugunsten von Verwandten, die nach Artikel 328 
des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (ZGB)11) unterstützungspflichtig sind, 
auf Vermögen verzichtet, prüft der zuständige Sozialdienst, ob die begünstig-
ten Verwandten zur Leistung von Unterstützung im Umfang des Vermögens 
herangezogen werden können, das sie von der bedürftigen Person erhalten 
haben.
2 Von einer Unterstützungspflicht ist auszugehen, wenn die begünstigten Ver-
wandten über ein anrechenbares Einkommen verfügen, das mindestens jenem 
nach Artikel 57 entspricht.

11) SR 210
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3 Kann mit den begünstigten Verwandten keine Vereinbarung zur Leistung von 
Unterstützung getroffen werden, ist die Unterstützungspflicht klageweise gel-
tend zu machen, soweit das ZGB dazu berechtigt.

Art.  56 Berechnung des anrechenbaren Einkommens
1 Das anrechenbare Einkommen setzt sich zusammen aus dem steuerbaren 
Einkommen nach dem Bundesgesetz vom 14. Dezember 1990 über die direkte 
Bundessteuer (DBG)12) und einem Vermögensverzehr.
2 Der Vermögensverzehr ergibt sich aus dem steuerbaren Vermögen minus ei-
nes Freibetrags nach Absatz 3; der verbleibende Betrag wird gemäss den Um-
wandlungsquoten nach Absatz 4 in den jährlichen Vermögensverzehr umge-
rechnet.
3 Vom steuerbaren Vermögen werden folgende Freibeträge abgezogen:

a bei alleinstehenden Verwandten 125’000 Franken, zuzüglich 20'000 Fran-
ken pro minderjährigem oder in Ausbildung stehendem Kind,

b bei verheirateten Verwandten oder Verwandten, die in einer eingetrage-
nen Partnerschaft leben, 250'000 Franken, zuzüglich 20'000 Franken pro 
minderjährigem oder in Ausbildung stehendem Kind.

4 Der nach Abzug des Freibetrags verbleibende Vermögensbetrag wird gemäss 
den folgenden Quoten in den jährlichen Vermögensverzehr umgewandelt:

Alter der verwandten Person Umwandlungsquoten

18-30 1/60

31-40 1/50

41-50 1/40

51-60 1/30

Ab 60 1/20

Art.  57 Unterstützungspflicht
1 Das anrechenbare Einkommen, das zur Unterstützungspflicht von Verwand-
ten führt, muss folgende Beträge übersteigen:

a bei alleinstehenden Verwandten 60’000 Franken, zuzüglich 10'000 Fran-
ken pro minderjährigem oder in Ausbildung stehendem Kind,

12) SR 642.11
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b bei verheirateten Verwandten oder Verwandten, die in einer eingetrage-
nen Partnerschaft leben, 90'000 Franken, zuzüglich 10'000 Franken pro 
minderjährigem oder in Ausbildung stehendem Kind.

2.4 Rückerstattung und Nachzahlung

Art.  58 Verzicht auf Errichtung eines Grundpfands
1 Auf den Abschluss eines Vertrags auf Errichtung eines Grundpfands kann 
verzichtet werden, wenn

a zum Zeitpunkt des Eintritts der Bedürftigkeit bereits feststeht, dass sie in 
absehbarer Zeit wegfällt,

b der Verkauf des Grundstücks bereits feststeht,
c der amtliche Wert des Grundstücks weniger als 50'000 Franken beträgt.

Art.  59 Freibeträge bei Vermögensanfall
1 Bei Rückerstattungen nach Artikel 64 SHG wegen wesentlich verbesserten 
wirtschaftlichen Verhältnissen aufgrund eines Vermögensanfalls sind Vermö-
gensfreibeträge zu gewähren.
2 Diese richten sich nach den SKOS-Richtlinien.

Art.  60 Härtefall
1 Ein Härtefall im Sinne von Artikel 70 SHG liegt namentlich dann vor, wenn die 
Rückerstattung

a die Erreichung der nach Artikel 41 Absatz 1 SHG vereinbarten Ziele ver-
hindert,

b die Integration gefährdet,
c aufgrund der gesamten Umstände unbillig erscheint oder
d unter Berücksichtigung der finanziellen und persönlichen Situation unver-

hältnismässig erscheint.

Art.  61 Zinssatz
1 Der Zinssatz für die Berechnung der Rückerstattung bei unrechtmässig bezo-
gener wirtschaftlicher Hilfe entspricht dem vom Regierungsrat jährlich festge-
legten Zinssatz für ausstehende Steuerbeträge.

Art.  62 Nachzahlung von wirtschaftlicher Hilfe
1 Wurde trotz Rechtsanspruch fälschlicherweise zu wenig wirtschaftliche Hilfe 
ausbezahlt, wird der Differenzbetrag umgehend nachbezahlt, wenn

a der Fehler offensichtlich beim Sozialdienst lag und
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b der Fehler weniger als ein Jahr nach der Anspruchsentstehung entdeckt 
wurde.

2 Nachzahlungen werden nicht als Einnahmen angerechnet.

2.5 Abweichende Zuständigkeit

Art.  63
1 Bildet  eine  bedürftige  Person  eine  Unterstützungseinheit  mit  einer  er-
wachsenen Person nach Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b SAFG, so wird ge-
stützt auf Artikel 79 SHG die Zuständigkeit für die Fallführung unter Vorbehalt 
von Absatz 2 an die zuständige Vollzugsstelle nach SAFG übertragen.
2 Auf eine Übertragung der Zuständigkeit wird dann verzichtet, wenn für die er-
wachsene Person nach Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b SAFG im Zeitpunkt der 
Entstehung der Unterstützungseinheit während weniger als sechs Monate noch 
Beiträge des Bundes nach der Asylgesetzgebung geleistet werden.
3 Die abweichende Zuständigkeit für die Fallführung nach Absatz 1 endet mit 
Ende der Beiträge des Bundes für die erwachsene Person nach Artikel 2 Ab-
satz 1 Buchstabe b SAFG oder bei Auflösung der Unterstützungseinheit.

2.6 Vollzug Zuständigkeitsgesetz (ZUG)

Art.  64 Unterstützung
1 Die wirtschaftliche Hilfe nach Artikel 46 ff. SHG gilt als Unterstützung im Sin-
ne des ZUG.

Art.  65 Unterstützungsanzeigen
1 Die Unterstützungsanzeigen nach ZUG sind dem AIS so rasch als möglich 
mit den vom AIS vorgeschriebenen Formularen einzureichen.

Art.  66 Abrechnungen
1 Hat  eine  Gemeinde  im  Laufe  eines  Kalendervierteljahres  Unterstützungen 
ausgerichtet, die ganz oder teilweise von anderen Kantonen zu vergüten sind, 
hat sie dem AIS innert 30 Tagen nach Ablauf dieses Kalendervierteljahres eine 
diesbezügliche Abrechnung zuzustellen.
2 Für die Abrechnungen sind die vom AIS vorgeschriebenen Formulare zu ver-
wenden.
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2.7 Sozialinspektion

Art.  67 Anforderungsprofil
1 Die  Sozialinspektorinnen  und  Sozialinspektoren  verfügen  über  eine  abge-
schlossene und anerkannte Ausbildung auf Tertiärstufe oder eine gleichwertige 
Ausbildung

a im juristischen Bereich,
b im Sozialbereich oder
c im Sicherheitsbereich.
2 Sie verfügen über die erforderlichen Rechtskenntnisse, insbesondere im Be-
reich des Sozialhilferechts und des Verfahrensrechts.
3 Es ist zu gewährleisten, dass die zur Beweisaufnahme ermächtigten Sozialin-
spektorinnen und Sozialinspektoren über  die  im betreffenden Fall  erforderli-
chen Sprachkenntnisse verfügen.

Art.  68 Sozialinspektionsauftrag
1 Aufträge für Sozialinspektionen werden schriftlich erteilt.
2 Sie müssen insbesondere folgende Angaben enthalten:

a die erforderlichen Personendaten der betroffenen Person,
b eine Beschreibung des Verdachts und die ihn begründenden Tatsachen,
c die Ergebnisse der bereits erfolgten Abklärungen,
d eine klare Umschreibung der erforderlichen Abklärungen und der Beweis-

mittel, die eingesetzt werden dürfen,
e bei Beweismitteln nach Artikel 50c Absatz 2 SHG eine zeitliche Begren-

zung.
3 Treten im Verlauf  einer  Sozialinspektion neue Verdachtsmomente auf,  die 
ebenfalls anhand einer Sozialinspektion abgeklärt werden sollen, so ist dafür 
ein neuer Auftrag erforderlich.

Art.  69 Ermächtigung zur Beweisaufnahme
1 Die Sozialinspektorinnen und Sozialinspektoren müssen zur Aufnahme von 
Beweismitteln ermächtigt sein.
2 Sozialinspektorinnen und Sozialinspektoren, die mittels Einzelauftrag für eine 
Sozialinspektion beauftragt werden, sind zur Aufnahme von Beweismitteln be-
rechtigt.
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Art.  70 Berichterstattung
1 Die jährliche Berichterstattung der Trägerschaften der Sozialdienste nach Ar-
tikel 95 Absatz 4 SHG über die durchgeführten Sozialinspektionen erfolgt nach 
den Vorgaben des AIS.

3 Aufsicht über die Sozialdienste (Art. 100 bis 110 SHG)

3.1 Überprüfung durch die Gesundheits-, Sozial- und 
Integrationsdirektion

Art.  71 Periodizität der ordentlichen Überprüfung
1 Das AIS führt bei einem Sozialdienst in der Regel alle 5 Jahre eine ordentli-
che Überprüfung nach Artikel 102 SHG durch.

Art.  72 Kriterien für zusätzliche Überprüfungen
1 Das AIS kann zusätzliche risikobasierte Überprüfungen durchführen, insbe-
sondere aufgrund eines der folgenden Kriterien:

a Mängel bei früheren Überprüfungen,
b Anzeichen auf Nichteinhalten der gesetzlichen Vorgaben,
c Hinweise auf überprüfungsrelevante Vorfälle,
d Anzeichen, dass die adäquate Leistungserbringung gefährdet ist,
e ausgewählte Schwerpunktthemen mit erhöhten Risiken.

3.2 Informationspflicht

Art.  73
1 Die Sozialbehörden oder das AIS setzen sich vorgängig in Kenntnis, wenn sie 
Aufsichts- oder Überprüfungsaufgaben an Dritte übertragen.

4 Datenschutz und Fallführungssystem (Art. 111 bis 132 SHG)

4.1 Schwellenwerte betreffend Datenbekanntgabe der Steuerbehörden

Art.  74
1 Die Steuerbehörden geben den Sozialdiensten Daten nach Artikel 118 Absatz 
1 Buchstabe b SHG bekannt, wenn das Vermögen folgende Schwellenwerte 
erreicht:

a Einzelpersonen CHF 30’000
b verheiratete oder in eingetragener Partnerschaft lebende Paare: CHF 

50’000
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c minderjährige Kinder CHF 15’000

4.2 Fallführungssystem

4.2.1 Allgemeines

Art.  75 Festlegung
1 Das AIS legt fest, welches Fallführungssystem von den Trägerschaften der 
Sozialdienste zu verwenden ist und stellt dieses bereit (bereitgestelltes Fallfüh-
rungssystem).
2 Die  Trägerschaften  der  Sozialdienste  sind  verpflichtet,  das  bereitgestellte 
Fallführungssystem zu verwenden.

Art.  76 Verantwortung
1 Verantwortliche Behörde nach Artikel 8 Absatz 2 des Datenschutzgesetzes 
vom 19. Februar 1986 (KDSG)13) für das bereitgestellte Fallführungssystem ist 
das AIS.

4.2.2 Betriebsorganisation

Art.  77 Allgemeines
1 Für die Sicherstellung des Betriebs, der Wartung, des Supports und der Wei-
terentwicklung  des  bereitgestellten  Fallführungssystems  setzt  die  GSI  unter 
Einbezug der Direktion für Inneres und Justiz (DIJ) und der Gemeinden eine 
Betriebsorganisation ein.
2 Die Betriebsorganisation besteht insbesondere aus

a einem aus Vertreterinnen und Vertretern des Kantons und der Gemeinden 
zusammengesetzten Führungsgremium,

b einer Product Ownerin oder einem Product Owner,
c einer Servicemanagerin oder einem Servicemanager,
d der Erstellerin oder dem Ersteller,
e der Betreiberin oder dem Betreiber.
3 Das Führungsgremium kann zur Sicherstellung des Betriebs weitere, speziali-
sierte Teams oder Personen einsetzen.

Art.  78 Zusammensetzung und Konstituierung des Führungsgremiums
1 Das Führungsgremium besteht aus

13) BSG 152.04
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a drei Delegierten der GSI,
b drei Delegierten der DIJ,
c drei  vom Verband  Bernischer  Gemeinden  bestimmten  Delegierten  der 

Gemeinden,
d drei  von  der  Berner  Konferenz  für  Sozialhilfe,  Kindes-  und  Er-

wachsenenschutz bestimmten Delegierten der Sozialdienste.
2 Das Führungsgremium kann zur Erfüllung seiner strategischen und operati-
ven Aufgaben weitere Personen oder Stellen ohne Stimmrecht beiziehen.
3 Das Führungsgremium konstituiert sich in seiner Zusammensetzung nach Ab-
satz 1 selbst.

Art.  79 Aufgaben und Kompetenzen des Führungsgremiums
1 Das Führungsgremium ist zuständig für die strategischen Führungsaufgaben 
bezüglich des bereitgestellten Fallführungssystems.
2 Es definiert seine strategischen und operativen Aufgaben sowie seine Abläufe 
in einer Geschäftsordnung.
3 Es entscheidet insbesondere in Fragen betreffend die Handhabung und Nut-
zung des Fallführungssystems, der Archivierung, das Budget für den Betrieb 
und die Weiterentwicklung sowie die Auftragsvergabe an Dritte. Es ist zudem 
erste Eskalationsinstanz für die ganze Betriebsorganisation.

Art.  80 Organisation und Beschlussfassung des Führungsgremiums
1 Der Vorsitz des Führungsgremiums obliegt der Vorsteherin oder dem Vorste-
her des AIS.
2 Das  Führungsgremium  entscheidet  nach  der  Mehrheit  der  anwesenden 
stimmberechtigten Mitglieder.
3 Bei Stimmengleichheit hat die oder der Vorsitzende nach Absatz 1 den Stich-
entscheid.

4.2.3 Betriebs- und Weiterentwicklungskosten

Art.  81 Betriebskosten
1 Die Betriebskosten für das bereitgestellte Fallführungssystem bestehen aus

a den Betriebskosten der Betreiberin oder des Betreibers,
b den Kosten für die Wartung und den Support der Lieferantinnen oder der 

Lieferanten,
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c den Kosten für die Überarbeitung des Informatiksicherheits- und Daten-
schutzkonzepts (ISDS) bei wesentlichen Änderungen sowie für durchzu-
führende Schutzmassnahmen,

d dem Personalaufwand für die Betriebsorganisation, berechnet mit einem 
Stundenansatz von 100 Franken,

e dem Übersetzungsaufwand für die einwandfreie Nutzung des Systems in 
beiden Amtssprachen,

f dem Personalaufwand für den First Level Support.
2 Die GSI setzt  den Stundenansatz nach Absatz 1 Buchstabe d jeweils  auf 
Jahresbeginn im Umfang des für das Kantonspersonal beschlossenen Lohn-
summenwachstums neu fest.
3 Die GSI vergütet den Trägerschaften der Sozialdienste deren Personalauf-
wand nach Absatz 1 Buchstabe d.

Art.  82 Finanzierung der Betriebskosten
1 Die Betriebskosten nach Artikel 81 Absatz 1 Buchstabe a bis e werden zu 
64,5 Prozent von der GSI und zu 35,5 Prozent von der DIJ finanziert.
2 Wird das bereitgestellte Fallführungssystem von Dritten gegen Entgelt  ver-
wendet, werden die Betriebskosten nach Artikel 81 Absatz 1 Buchstabe a bis d 
um die Höhe dieser Entgelte reduziert.
3 Der Personalaufwand nach Artikel 81 Absatz 1 Buchstabe f wird von jeder 
Nutzerorganisation selbst getragen.

Art.  83 Weiterentwicklungskosten
1 Die  Kosten für  die  Weiterentwicklung des bereitgestellten Fallführungssys-
tems werden verursacherspezifisch getragen durch

a die GSI, wenn eine Weiterentwicklung dem Vollzug des SHG, des einver-
nehmlichen Kindesschutzes nach dem Gesetz vom 3.  Dezember 2020 
über die Leistungen für Kinder mit besonderem Förder- und Schutzbedarf 
(KFSG)14), des Gesetzes vom 6. Februar 1980 über Inkassohilfe und Be-
vorschussung von Unterhaltsbeiträgen (IBG)15) oder von Leistungsange-
boten  der  beruflichen  oder  sozialen  Integration  nach  SLG  dient  und 
kantonsweit zum Einsatz kommt,

14) BSG 213.319
15) BSG 213.22
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b die DIJ, wenn eine Weiterentwicklung dem Vollzug des ZGB, des Bundes-
gesetzes vom 17. Dezember 2004 über Voraussetzungen und Verfahren 
bei Sterilisationen (Sterilisationsgesetz)16), des Gesetzes vom 1. Februar 
2012  über  den  Kindes-  und  Erwachsenenschutz  (KESG)17) oder  des 
KFSG mit  Ausnahme des  einvernehmlichen  Kindesschutzes  dient  und 
kantonsweit zum Einsatz kommt,

c die einzelnen Nutzerorganisationen bei anderen Weiterentwicklungen.
2 Weiterentwicklungen, welche allen Bereichen nach Absatz 1 dienen, werden 
zu 64,5 Prozent von der GSI und zu 35,5 Prozent von der DIJ getragen.

5 Lastenausgleich Soziales (Art. 133 bis 152 SHG)

5.1 Aufwand des Kantons

5.1.1 Sozialinspektionen

Art.  84 Sozialinspektorate der Gemeinden
1 Das AIS vergütet den Gemeinden, die eigene Sozialinspektorate führen, pro 
Sozialinspektionsauftrag nach Artikel 68 eine Pauschale nach Artikel 95 Absatz 
1, sofern der Auftrag durch eine Person mit der Qualifikation nach Artikel 67 
ausgeführt wird.
2 Das AIS vergütet die Pauschale auf Gesuch hin, nach Prüfung des von der 
Gemeinde erbrachten Bedarfsnachweises.
3 Gemeinden, die ein eigenes Sozialinspektorat führen, können nicht gleichzei-
tig Kosten für an Dritte erteilte Sozialinspektionsaufträge über den Lastenaus-
gleich abrechnen.

Art.  85 Aufträge der Gemeinden an Dritte
1 Das AIS vergütet den Gemeinden, die Dritte mit der Durchführung von Sozial-
inspektionen beauftragen, die Kosten für Sozialinspektionen

a bis höchstens 4000 Franken pro betroffene Person und Kalenderjahr,
b bis  höchstens  6000  Franken  pro  betroffene  Person  und  Kalenderjahr, 

wenn zur Beweismittelerhebung Überwachungen durchgeführt werden.
2 Die Sozialdienste der Gemeinden rechnen nach Abschluss der Sozialinspek-
tionen im Rahmen der jährlichen Berichterstattung mit dem AIS ab.

16) BSR BSG 213.316
17) BSR 211.111.1
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3 Das  AIS  vergütet  die  Kosten  nach  Prüfung  der  Berichterstattung  und  der 
Rechnungen.

Art.  86 Lastenausgleichsberechtigter Betrag
1 Lastenausgleichsberechtigt sind

a die Aufwendungen des AIS nach Artikel 84 und 85,
b die  Abgeltungen  des  AIS  für  Leistungen  Dritter,  die  in  ihrem  Auftrag 

Sozialinspektionen durchführen.

5.1.2 Fallführungssystem

Art.  87 Anrechenbare Aufwendungen für das bereitgestellte Fallführungs-
system

1 Als anrechenbare Aufwendungen für das bereitgestellte Fallführungssystem 
werden dem Lastenausgleich Soziales folgende Kosten zugeführt:

a die von der GSI getragenen Kosten nach Artikel 82 Absatz 1,
b die Kosten nach Artikel 83 Absatz 1 Buchstabe a,
c die von der GSI getragenen Kosten nach Artikel 83 Absatz 2.

5.2 Aufwand der Gemeinden

5.2.1 Wirtschaftliche Hilfe

Art.  88 Allgemein
1 Die Leistungen der wirtschaftlichen Hilfe für bedürftige Personen sind lasten-
ausgleichsberechtigt, soweit sie im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen 
und der SKOS-Richtlinien ausgerichtet werden.

Art.  89 Abzug von Einnahmen und Inkassoprovision
1 Von den Leistungen für die wirtschaftliche Hilfe werden folgende Einnahmen 
in Abzug gebracht:

a Kostenvergütungen nach ZUG,
b Zahlungen Dritter an den Sozialdienst auf Grund von Forderungen, die 

von der mit wirtschaftlicher Hilfe unterstützten Person an den Sozialdienst 
abgetreten wurden, und

c Rückerstattungen und Zahlungen Dritter auf Grund bevorschusster Leis-
tungen, unter Vorbehalt von Absatz 2.

2 Von folgenden Einnahmen werden als  Inkassoprovision nur  zwei  Drittel  in 
Abzug gebracht:
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a Kostenersatz nach Artikel 30 Absatz 2 und Artikel 40 Absatz 2 SHG,
b Rückerstattungen nach Artikel 64, Artikel 65 Absatz 1 und Artikel 66 SHG, 

soweit es sich nicht um eine Rückerstattung von wegen eines Versehens 
zu viel ausgerichteter wirtschaftlichen Hilfe handelt, sowie Artikel 68 und 
69 SHG, und

c Rückerstattungen und Zahlungen Dritter auf Grund bevorschusster Leis-
tungen, sofern der Sozialdienst oder von ihm beauftragte Dritte für deren 
Inkasso den Rechtsweg beschreiten mussten.

Art.  90 Ausschluss vom Lastenausgleich
1 Die entsprechenden Leistungen für die wirtschaftliche Hilfe werden vom Las-
tenausgleich ausgeschlossen, wenn eine Gemeinde

a wegen Unterlassung oder Verspätung einer Unterstützungsanzeige oder 
einer Abrechnung eine Kostenvergütung nach ZUG nicht realisieren kann,

b es unterlässt, den Kostenersatz nach Artikel 30 Absatz 2 SHG bei der zu-
ständigen Burgergemeinde oder burgerlichen Korporation geltend zu ma-
chen.

2 Die GSI kann Richtlinien erlassen über die Zulassung von Leistungen der 
wirtschaftlichen Hilfe zum Lastenausgleich, welche zur Vergütung von Kosten 
sozialer Leistungsangebote gewährt werden.

Art.  91 Bestattungskosten
1 Bestattungskosten gelten nicht als wirtschaftliche Hilfe und sind nicht lasten-
ausgleichsberechtigt.

5.2.2 Andere Beweiserhebungen

Art.  92
1 Die Kosten für vertrauensärztliche Untersuchungen einer bedürftigen Person 
durch Ärztinnen und Ärzte sowie Zahnärztinnen und Zahnärzte sind lastenaus-
gleichsberechtigt, soweit sie nicht von den Sozialversicherungen getragen wer-
den.
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5.2.3 Nichteinbringliche Kosten für Rettungseinsätze

Art.  93
1 Die Kostenbeteiligungen an nichteinbringlichen Kosten für Rettungseinsätze 
sind  lastenausgleichsberechtigt,  soweit  diese  in  Übereinstimmung  mit  den 
Richtlinien zur teilweisen Übernahme nicht einbringlicher Kosten von Rettungs-
einsätzen zu Lasten der öffentlichen Fürsorge (Sozialhilfe) der Konferenz der 
kantonalen Sozialdirektorinnen und Sozialdirektoren (SODK) vom 14. Mai 1992 
erfolgt sind.

5.2.4 Aufwendungen für die Besoldung und Weiterbildung

5.2.4.1 Pauschalen für das im Bereich der Sozialhilfe tätige Personal

Art.  94 Fallpauschalen
1 Zur Abgeltung ihrer Aufwendungen für die Besoldung und Weiterbildung des 
im Bereich der Sozialhilfe tätigen Personals können die Gemeinden Fallpau-
schalen in den Lastenausgleich eingeben.
2 Falls  die  Trägerschaft  eines Sozialdienstes den Vollzug der  Sozialhilfe  für 
Personen des Asylbereichs und Staatenlose nach Artikel 78 Absatz 1 SHG an 
eine andere öffentliche oder private Trägerschaft überträgt, kommen die Artikel 
95 bis 99 über den Einbezug von Besoldungs- und Weiterbildungsaufwendun-
gen zum Lastenausgleich zur Anwendung.

Art.  95 Pauschale für die wirtschaftliche Hilfe
1 Die Pauschale pro Fall wirtschaftlicher Hilfe beträgt 2450 Franken.
2 Als Fall wirtschaftlicher Hilfe gilt eine Unterstützungseinheit, der im Laufe des 
Kalenderjahres wirtschaftliche Hilfe ausgerichtet wird.
3 Ein Fall nach Absatz 1 liegt auch dann vor, wenn an Personen, die im glei-
chen Kalenderjahr nicht mit wirtschaftlicher Hilfe unterstützt wurden,

a stationäre oder ambulante Leistungen nach Artikel 2 Absatz 1 KFSG ver-
mittelt werden,

b die Leistungen von der zuständigen Stelle der DIJ vorfinanziert werden 
und

c die Kosten nicht vollständig von den nach Artikel 34 und 35 KFSG zur 
Kostenbeteiligung verpflichteten Personen getragen werden.

4 Bei einem Fall nach Absatz 3 kann im gleichen Kalenderjahr nicht zusätzlich 
eine Pauschale nach Artikel 96 eingegeben werden.
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Art.  96 Pauschale für die präventive Beratung
1 Die Pauschale pro Fall präventiver Beratung beträgt 1225 Franken.
2 Als Fall präventiver Beratung gilt die Unterstützung einer hilfesuchenden Per-
son bzw. einer Unterstützungseinheit bei mindestens einer Problemlage, wenn

a die Unterstützung in Form von Beratung oder Betreuung im Sinne von Ar-
tikel 10 Absatz 1 Buchstabe b erfolgt,

b der Arbeitsaufwand im Laufe des Kalenderjahres mindestens drei Stun-
den betrug,

c der Fall schriftlich dokumentiert wurde,
d keine wirtschaftliche Hilfe ausgerichtet wurde und
e die Tätigkeit nicht anderweitig abgegolten wurde.
3 Die maximale Anzahl der zum Lastenausgleich zugelassenen Pauschalen für 
die  präventive  Beratung beträgt  30  Prozent  der  Anzahl  Pauschalen  für  die 
wirtschaftliche Hilfe.

Art.  97 Unterstützungseinheit
1 Als Unterstützungseinheit gelten folgende Personen und Personengruppen, 
sofern sie im selben Haushalt  wohnen und Unterhalts-  und Unterstützungs-
pflichten bestehen:

a Einzelpersonen,
b Einzelpersonen mit minderjährigen Kindern,
c verheiratete oder in eingetragener Partnerschaft lebende Paare,
d verheiratete oder in eingetragener Partnerschaft lebende Paare mit min-

derjährigen Kindern.
2 Stationär untergebrachte Personen bilden eine eigene Unterstützungseinheit.

Art.  98 Pauschale für das Inkasso von Unterhaltsbeiträgen
1 Die Pauschale pro Inkassofall beträgt 397 Franken.
2 Als Inkassofall gilt die Tätigkeit gestützt auf Artikel 58 SHG.
3 Auch  als  Inkassofall  gelten  Verlustscheinverwaltungsdossiers,  wenn  der 
Arbeitsaufwand im Laufe des Kalenderjahres mindestens drei Stunden beträgt.

Art.  99 Praktikantinnen und Praktikanten
1 Lastenausgleichsberechtigt  sind auch die effektiven Besoldungsaufwendun-
gen für Personen, welche in einer Fachausbildung im Sozialbereich stehen und 
bei einem Sozialdienst ein Praktikum absolvieren.
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Art.  100 Beitrag an zweisprachige Gemeinden
1 Die GSI kann nach Artikel 136 Absatz 2 Buchstabe b SHG auf Antrag einer 
Gemeinde pro Jahr einen Beitrag bis maximal 200'000 Franken für nachgewie-
sene einmalig anfallende Mehrkosten aufgrund der Zweisprachigkeit des Sozi-
aldienstes, insbesondere für notwendige Übersetzungen von Grundlagendoku-
menten, zusprechen.
2 Der Beitrag kann von der Gemeinde in den Lastenausgleich eingegeben wer-
den.
3 Der Antrag ist spätestens mit der Datenlieferung nach Artikel 111 Absatz 1 
beim AIS zu stellen.

5.2.4.2 Pauschalen für das im Bereich des IBG tätige Personal

Art.  101 Fallpauschalen
1 Zur Abgeltung ihrer Aufwendungen für die Besoldung und Weiterbildung des 
im  Vollzug  des  Inkassos  und  der  Bevorschussung  von  Unterhaltsbeiträgen 
nach dem IBG tätigen Personals können die Gemeinden Fallpauschalen in den 
Lastenausgleich eingeben, soweit

a sie  diese Aufgabe durch ihren eigenen Sozialdienst  erfüllen oder  aus-
nahmsweise einem anderen Sozialdienst im Kanton oder einer gemein-
nützigen Organisation übertragen und

b das Personal die Anforderungen nach Artikel 102 erfüllt.

Art.  102 Anforderungen an das Personal
1 Als Personal im Vollzug des Inkassos und der Bevorschussung von Unter-
haltsbeiträgen gelten Personen, die

a einen Fachkurs oder eine entsprechende Aus- oder Weiterbildung absol-
viert haben oder berufsbegleitend absolvieren oder

b seit mindestens fünf Jahren mit einem Pensum von mindestens 50 Stel-
lenprozenten in diesem Bereich tätig sind.

Art.  103 Pauschale für das Inkasso von Unterhaltsbeiträgen
1 Die Pauschale pro Inkassofall richtet sich nach Artikel 98 Absatz 1.
2 Als Inkassofall gilt

a die Tätigkeit der Inkassohilfe nach Artikel 1 oder 1a IBG und
b die Verlustscheinverwaltung nach den Vorgaben von Artikel 98 Absatz 3.
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Art.  104 Pauschale für die Bevorschussung von Unterhaltsbeiträgen
1 Die Pauschale pro Bevorschussungsfall beträgt 516 Franken.
2 Als  Bevorschussungsfall  gilt  die  Bevorschussung  von  Unterhaltsbeiträgen 
nach Artikel 3 IBG.

5.2.4.3 Weitere Bestimmungen

Art.  105 Festlegung der Pauschalen
1 Die GSI setzt die Fallpauschalen jeweils auf Jahresbeginn im Umfang des für 
das Kantonspersonal beschlossenen Lohnsummenwachstums neu fest.

Art.  106 Festlegung des lastenausgleichsberechtigten Betrags
1 Das AIS berechnet das Total der Fallpauschalen gestützt auf die Fallzahlen 
des vorangehenden Kalenderjahres und rechnet die Besoldungsaufwendungen 
für Praktikantinnen und Praktikanten dazu.
2 Es bestimmt den lastenausgleichsberechtigten Betrag, indem es den Durch-
schnitt der nach Absatz 1 über die letzten zwei Jahre berechneten Beträge be-
stimmt.

Art.  107 Austritt einer Gemeinde
1 Tritt eine Gemeinde aus einer Trägerschaft eines gemeinsamen Sozialdiens-
tes aus, dann werden ihre Fallpauschalen für das Kalenderjahr des Austritts für 
die Berechnungen nach Artikel 106 Absatz 2 unter Vorbehalt von Absatz 2 voll-
ständig beim neuen Sozialdienst angerechnet.
2 Die Trägerschaften des bisherigen und des neuen Sozialdienstes können ei-
ne von Absatz 1 abweichende Vereinbarung treffen; diese ist dem AIS spätes-
tens bis Ende des Kalenderjahres nach dem Austritt zu melden.

5.3 Verfahren

Art.  108 Abrechnung der Aufwendungen bei Gemeinden mit einem 
gemeinsamen Sozialdienst

1 Gemeinden mit einem gemeinsamen Sozialdienst können zusätzlich zu Arti-
kel  139 Absatz 2 SHG die Sitzgemeinde oder die Trägerschaft  des Sozial-
dienstes für allein zuständig erklären, um für alle angeschlossenen Gemeinden 
mit dem AIS abzurechnen.
2 Dies kann betreffen:

a die weiteren Aufwendungen für die Sozialhilfe,
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b den  lastenausgleichsberechtigten  Besoldungs-  und  Weiterbildungsauf-
wand oder

c Aufwendungen nach besonderer Gesetzgebung.
3 Wird die Sitzgemeinde oder die Trägerschaft des Sozialdienstes für die Ab-
rechnung bestimmter Aufwendungen für allein zuständig erklärt, so werden die 
entsprechenden Aufwendungen ausschliesslich von der Sitzgemeinde oder der 
Trägerschaft abgerechnet.
4 Ist  die  Trägerschaft  des Sozialdienstes ein Verein,  haften die Mitgliedsge-
meinden gegenüber der GSI für Verbindlichkeiten des Vereins aus der Lasten-
ausgleichsabrechnung.

Art.  109 Abrechnung der Aufwendungen für regionale soziale Leistungsan-
gebote

1 Für die Abrechnung der Aufwendungen regionaler sozialer Leistungsangebo-
te haben die beteiligten Gemeinden in ihrem Gesuch um Ermächtigung eine 
einzige Abrechnungsstelle zu bezeichnen.
2 Gemeinsame Abrechnungsstelle ist in der Regel die Sitzgemeinde der Trä-
gerschaft des Leistungsangebotes.
3 Sofern die beteiligten Gemeinden einen gemeinsamen Sozialdienst führen, 
kann die Abrechnung der Trägerschaft des Sozialdienstes übertragen werden, 
sofern die Aufgaben der beteiligten Organe klar geregelt sind.

Art.  110 Rechnungsführung
1 Aufwand und Ertrag der Gemeinden im Bereich der Sozialhilfe werden nach 
den Weisungen des Amtes für Gemeinden und Raumordnung (AGR) über den 
Finanzhaushalt der Gemeinden einheitlich verbucht.
2 Die  Weiterentwicklung  der  Buchungsweisungen  des  AGR  im  Bereich  der 
Sozialhilfe erfolgt im Einvernehmen mit dem AIS.

Art.  111 Allgemeine Datenlieferung
1 Die Gemeinden sind verpflichtet, dem AIS bis Ende März jedes Jahres die 
statistischen Angaben und die Sozialhilfeaufwendungen des vorangehenden 
Kalenderjahres zu liefern, die für die Abrechnung des Lastenausgleichs sowie 
für die Abfassung der Berichte an eidgenössische Amtsstellen über die Ver-
wendung von Bundesbeiträgen erforderlich sind.
2 Das AIS stellt den Gemeinden die nötigen Erhebungsbogen unentgeltlich zur 
Verfügung.
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3 Sofern die Gemeinde die Aufgaben im Vollzug des Inkassos und der Bevor-
schussung von Unterhaltsbeiträgen nach Artikel 101 Absatz 1 Buchstabe a an 
eine andere Behörde oder Stelle überträgt, sorgt sie dafür, dass diese ihr die 
erforderlichen Daten liefert, um diese dem eigenen Sozialdienst zu melden.

Art.  112 Zusätzliche Datenlieferungen auf Anfrage
1 Das AIS kann von den Gemeinden zusätzlich folgende Informationen einfor-
dern:

a Budgets der Sozialhilfeaufwendungen und Halbjahresabschlüsse,
b Angaben über die Qualifikation ihres Sozialdienstpersonals sowie zu den 

effektiven Besoldungs- und Weiterbildungsaufwendungen,
c Geschäftslisten mit den bearbeiteten Fällen präventiver Beratung sowie 

den bearbeiteten Inkasso- und Bevorschussungsfällen.

6 Übergangsbestimmungen

Art.  113 Umsetzung der Mindestanforderungen an die Prozesse und das 
Qualitäts- und Risikomanagement

1 Die Sozialdienste haben die neuen Mindestanforderungen an die Organisati-
on nach Artikel 4 und 5 bis spätestens 1. Januar 2028 zu erfüllen.

Art.  114 Anpassung der wirtschaftlichen Hilfe
1 Die Sozialdienste setzen die Leistungen der wirtschaftlichen Hilfe bis spätes-
tens 1. Juli 2027 neu fest.

Art.  115 Anwendbarkeit von Artikel 123, 125 und 127 SHG
1 Artikel 127 SHG gilt ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des SHG.
2 Artikel 123 und 125 SHG sind unter Vorbehalt von Absatz 3 ab dem ersten 
Tag nach Ablauf der Einführungsphase des bereitgestellten Fallführungssys-
tems nach Artikel 117 Absatz 1 anwendbar.
3 Bis zum Zeitpunkt der Anwendbarkeit nach Absatz 2 ist

a Artikel 123 SHG anwendbar, wenn beide am Zuständigkeitswechsel betei-
ligten  Sozialdienste  das  bereitgestellte  Fallführungssystem bereits  ver-
wenden,

b Artikel 125 SHG für die Sozialdienste anwendbar, die das bereitgestellte 
Fallführungssystem bereits verwenden.

 



[Fundst. od. Gesch.-Nr.]  36

4 Im Falle eines Zuständigkeitswechsels gibt bis zur Anwendbarkeit von Artikel 
123 SHG der bisher zuständige Sozialdienst dem neu zuständigen Sozialdienst 
die zwingend erforderlichen Daten bekannt.

Art.  116 Verpflichtung zur Verwendung des bereitgestellten Fallführungs-
systems

1 Die  Trägerschaften  der  Sozialdienste  müssen  das  bereitgestellte  Fallfüh-
rungssystem spätestens nach Ablauf der Einführungsphase nach Artikel 117 
Absatz 1 verwenden, vorbehalten bleibt Artikel 118.
2 Kann eine Trägerschaft eines Sozialdienstes das bereitgestellte Fallführungs-
system bis zum Ende der Frist nach Absatz 1 nicht einführen, obwohl sie die 
erforderlichen Vorbereitungshandlungen rechtzeitig  vorgenommen hat,  muss 
sie das Fallführungssystem im Rahmen des Lastenausgleichs erst mitfinanzie-
ren, wenn sie dieses einführen konnte.
3 Die Kantonsbeteiligung nach Artikel 117 Absatz 3 bleibt in Fällen nach Absatz 
2 bestehen.

Art.  117 Einführung des bereitgestellten Fallführungssystems
1 Die Einführungsphase des bereitgestellten Fallführungssystems hat am 1. Ja-
nuar 2026 begonnen und endet am Ende des Jahres, in welchem mindestens 
15 Sozialdienste das Fallführungssystem während drei Jahren verwendet ha-
ben.
2 Das AIS stellt den Sozialdiensten für einzelne Zeitspannen eine definierte An-
zahl Migrationstermine bereit, für welche sich die Trägerschaften der Sozial-
dienste anmelden müssen, und legt gestützt darauf die Migrationsplanung fest.
3 Während der Einführungsphase tragen die Trägerschaften der Sozialdienste 
die Kosten für die Datenbereinigung und Datenbereitstellung im Rahmen der 
Migration abzüglich einer Kantonsbeteiligung von 1,8 Millionen Franken, die 
anteilsmässig  entsprechend  des  Verteilschlüssels  des  Lastenausgleiches 
Soziales  verteilt  wird;  die  übrigen  Betriebs-  und  Einführungskosten  werden 
während der Einführungsphase vom Kanton getragen.

Art.  118 Spätere Einführung des bereitgestellten Fallführungssystems
1 Wurde der Trägerschaft eines Sozialdienstes nach altem Recht bewilligt, das 
bereitgestellte Fallführungssystem später, spätestens zwei Jahre nach Ablauf 
der Einführungsphase zu verwenden, so muss sie
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a dem AIS spätestens ab dem ersten Tag nach Ablauf der Einführungspha-
se nach Artikel 117 Absatz 1 auf eigene Kosten alle erforderlichen Daten 
über Schnittstellen liefern oder zugänglich machen,

b die Kosten für den Betrieb ihres eigenen Fallführungssystems sowie für 
die  nachträgliche  Einführung  des  bereitgestellten  Fallführungssystems 
selbst tragen und

c das bereitgestellte Fallführungssystem im Rahmen des Lastenausgleichs 
ab dem ersten Tag nach Ablauf der Einführungsphase nach Artikel 117 
Absatz 1 mitfinanzieren.

Art.  119 Anwendbarkeit von Artikel 81, 82, 83 und 87
1 Die Artikel 81, 82, 83 und Artikel 87 sind ab dem ersten Tag nach Ablauf der 
Einführungsphase nach Artikel 117 Absatz 1 anwendbar.

Art.  120 Abweichende Zuständigkeit
1 Für Personen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung eine 
Unterstützungseinheit mit einer erwachsenen Person nach Artikel 2 Absatz 1 
Buchstabe b SAFG bilden, findet Artikel 63 nur dann Anwendung, wenn für die 
erwachsene Person während mehr als zwölf Monate noch Beiträge des Bun-
des nach der Asylgesetzgebung geleistet werden.

7 Schlussbestimmungen

Art.  121 Änderung von Erlassen
1 Folgende Erlasse werden geändert:

a Verordnung vom 22. Oktober 2014 über die Integration der ausländischen 
Bevölkerung (Integrationsverordnung, IntV)18)

b Verordnung vom 30. Juni 2021 über die Organisation und die Aufgaben 
der Gesundheits-, Sozial- und Integrationsdirektion (Organisationsverord-
nung GSI, OrV GSI)19)

c Verordnung vom 29. Oktober 2014 über Inkassohilfe und Bevorschussung 
von Unterhaltsbeiträgen (IBV)20)

d Verordnung vom 19. September 2012 über die Zusammenarbeit der kom-
munalen Dienste mit den Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden und 
die Abgeltung der den Gemeinden anfallenden Aufwendungen (ZAV)21)

18) BSG 124.111
19) BSG 152.221.121
20) BSG 213.221
21) BSG 213.318
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e Verordnung vom 30. Juni 2021 über die Leistungen für Kinder mit beson-
derem Förder- und Schutzbedarf (KFSV)22)

f Verordnung vom 23. Juni 2021 über die Aufsicht über stationäre Einrich-
tungen und ambulante Leistungen für Kinder (ALKV)23)

g Verordnung vom 16. März 2005 über die Organisation der Oberwaisen-
kammer (OWKV)24)

h Kantonale Opferhilfeverordnung vom 28. April 2010 (KOHV)25)

i Verordnung vom 24. November 2021 über die sozialen Leistungsangebo-
te (SLV)26)

k Verordnung vom 24. November 2021 über die Leistungsangebote der Fa-
milien-, Kinder- und Jugendförderung (FKJV)27)

l Verordnung vom 20. Mai 2020 über die Sozialhilfe im Asyl- und Flücht-
lingsbereich (SAFV)28)

Art.  122 Aufhebung eines Erlasses
1 Die Verordnung vom 24. Oktober 2001 über die öffentliche Sozialhilfe (Sozial-
hilfeverordnung, SHV)29) wird aufgehoben.

Art.  123 Inkrafttreten
1 Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2027 in Kraft.

II.

1.
Der Erlass 124.111 Verordnung über die Integration der ausländischen Bevöl-
kerung vom 22.10.2014 (Integrationsverordnung, IntV) (Stand 01.03.2021) wird 
wie folgt geändert:

Titel nach Art. 11

4 (aufgehoben)

22) BSG 213.319.1
23) BSG 213.319.2
24) BSG 213.321
25) BSG 326.111
26) BSG 860.21
27) BSG 860.22
28) BSG 861.111
29) BSG 860.111
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Art.  12
Aufgehoben.

Art.  13
Aufgehoben.

Art.  14
Aufgehoben.

Art.  15
Aufgehoben.

Art.  16
Aufgehoben.

Art.  17
Aufgehoben.

Art.  18
Aufgehoben.

Art.  19
Aufgehoben.

Art.  20
Aufgehoben.

2.
Der Erlass  152.221.121 Verordnung über die Organisation und die Aufgaben 
der Gesundheits-, Sozial- und Integrationsdirektion vom 30.06.2021 (Organisa-
tionsverordnung GSI, OrV GSI) (Stand 01.07.2025) wird wie folgt geändert:

Art.  4 Abs. 1
1 Der  Direktion  sind  folgende,  durch  besondere  Gesetzgebung  eingesetzte 
ständige Kommissionen zugeordnet:

e Aufgehoben.
g Aufgehoben.
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3.
Der Erlass  213.221 Verordnung über  Inkassohilfe  und Bevorschussung von 
Unterhaltsbeiträgen vom 29.10.2014 (IBV) (Stand 01.11.2020) wird wie folgt 
geändert:

Ingress (geändert)
Der Regierungsrat des Kantons Bern,

gestützt auf Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe c, Artikel 10b Absatz 1 und Artikel 14 
Absatz 1 des Gesetzes vom 6.  Februar 1980 über Inkassohilfe und Bevor-
schussung von Unterhaltsbeiträgen (IBG)30),
auf Antrag der Justiz-, Gemeinde- und Kirchendirektion,
beschliesst:

Art.  12 Abs. 1 (geändert)
1 Kein Anspruch auf Bevorschussung besteht, wenn das monatliche steuerbare 
Einkommen des Elternteils, in dessen Haushalt das Kind lebt, das Dreifache 
des Grundbedarfs für den Lebensunterhalt gemäss Artikel 30 Absatz 1 Buch-
staben a bis f der Sozialhilfeverordnung vom xx.xx.xxx (SHV)31) übersteigt.

Art.  22a (neu)
Fallführungssystem
1 Die zuständigen Gemeindebehörden sind verpflichtet, das von der zuständi-
gen Stelle der GSI bereitgestellte Fallführungssystem zu verwenden (Art. 75 
Abs. 1 SHV).
2 Die Beteiligung an den Betriebs- und Weiterentwicklungskosten des bereitge-
stellten Fallführungssystems richtet sich nach der SHV.

Titel nach Art. 27 (neu)

T1 Übergangsbestimmungen der Änderungen vom xx.xx.xxxx

Art.  T1-1 (neu)
Verpflichtung zur Verwendung des Fallführungssystems

30) BSG 213.22
31) BSG 860.111
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1 Die  zuständigen  Gemeindebehörden  müssen  das  bereitgestellte  Fallfüh-
rungssystem ab dem gleichen Zeitpunkt verwenden, der für die Trägerschaften 
der Sozialdienste gilt (Art. 116 SHV).
2 Wurde  der  Trägerschaft  eines  Sozialdienstes  nach  altem  Recht  für  den 
Vollzug der Sozialhilfe eine spätere Einführung bewilligt, dann gilt die Verpflich-
tung für die zuständige Gemeindebehörde ab dem späteren Zeitpunkt.

Art.  T1-2 (neu)
Spätere Einführung des Fallführungssystems
1 Im Falle von Artikel T1-1 Absatz 2 muss die zuständige Gemeinde

a dem AIS und dem KJA spätestens ab dem ersten Tag nach Ablauf der 
Einführungsphase nach Artikel 117 Absatz 1 SHV auf eigene Kosten alle 
erforderlichen Daten über Schnittstellen liefern oder zugänglich machen,

b die Kosten für den Betrieb ihres eigenen Fallführungssystems sowie für 
die  nachträgliche  Einführung  des  bereitgestellten  Fallführungssystems 
selbst tragen und

c das bereitgestellte Fallführungssystem im Rahmen des Lastenausgleichs 
ab dem ersten Tag nach Ablauf der Einführungsphase nach Artikel 117 
Absatz 1 SHV mitfinanzieren.

4.
Der Erlass  213.318 Verordnung über die Zusammenarbeit  der  kommunalen 
Dienste mit den Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden und die Abgeltung 
der den Gemeinden anfallenden Aufwendungen vom 19.09.2012 (ZAV) (Stand 
01.01.2024) wird wie folgt geändert:

Ingress (geändert)
Der Regierungsrat des Kantons Bern,

gestützt auf die Artikel 22 Absatz 4 und 5, 35 Absatz 4 und Artikel 75 des Ge-
setzes  vom  1.  Februar  2012  über  den  Kindes-  und  Erwachsenenschutz 
(KESG)32),
auf Antrag der Justiz-, Gemeinde- und Kirchendirektion,
beschliesst:

32) BSG 213.316
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Art.  7a (neu)
Fallführungssystem
1 Die kommunalen Dienste sind verpflichtet, das von der zuständigen Stelle der 
GSI bereitgestellte Fallführungssystem zu verwenden (Art. 75 Abs. 1 SHV).
2 Die Finanzierung der Betriebs- und Weiterentwicklungskosten des bereitge-
stellten Fallführungssystems richtet sich nach der SHV.

Art.  8 Abs. 4 (geändert)
4 Die Auszahlung erfolgt innert 30 Tagen nach Eintritt der Rechtskraft der Ver-
fügung nach Absatz 3.

Art.  9 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (geändert), Abs. 3 (aufgehoben)
1 Die KESB gibt dem KJA die für die Berechnung der Abgeltung der Gemein-
den notwendigen Fallzahlen bekannt. Das KJA informiert über die Modalitäten 
der Datenlieferung und legt den für die Zählung der Beistandschaften und Vor-
mundschaften ausschlaggebenden Stichtag (Art. 7 Abs. 4) frühzeitig fest.
2 Soweit notwendig kann das KJA für die Festlegung der Abgeltung (Art. 8 Abs. 
3) von den kommunalen Diensten und den KESB anonymisierte Angaben zu 
einzelnen Fällen und Geschäftslisten einfordern.
3 Aufgehoben.

Art.  10 Abs. 1 (geändert)
1 Die Entschädigung für die Besoldungsaufwendungen für Praktikantinnen und 
Praktikanten  richtet  sich  nach  Artikel  99  der  Sozialhilfeverordnung  vom 
xx.xx.xxx (SHV)33).  Die  dem Kanton entstehenden Kosten werden zwischen 
den beteiligten Direktionen hälftig aufgeteilt.

Art.  13 Abs. 2 (geändert)
2 Die Zugehörigkeit von Personen zum Fachpersonal des kommunalen Diens-
tes richtet sich nach den Artikeln 6 bis 8 SHV.

Titel nach Art. T2-1 (neu)

T3 Übergangsbestimmungen der Änderungen vom xx.xx.xxxx

Art.  T3-1 (neu)
Verpflichtung zur Verwendung des Fallführungssystems

33) BSG 860.111
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1 Die kommunalen Dienste müssen das bereitgestellte Fallführungssystem ab 
dem gleichen Zeitpunkt verwenden, der für die Trägerschaften der Sozialdiens-
te gilt (Art. 116 SHV).
2 Wurde  der  Trägerschaft  eines  Sozialdienstes  nach  altem  Recht  für  den 
Vollzug der Sozialhilfe eine spätere Einführung bewilligt, dann gilt die Verpflich-
tung für den kommunalen Dienst ab dem späteren Zeitpunkt.

Art.  T3-2 (neu)
Spätere Einführung des Fallführungssystems
1 Im Falle von Artikel T3-1 Absatz 2 muss der kommunale Dienst

a dem KJA und der KESB spätestens ab dem ersten Tag nach Ablauf der 
Einführungsphase nach Artikel 117 Absatz 1 SHV auf eigene Kosten alle 
erforderlichen Daten über Schnittstellen liefern oder zugänglich machen,

b die Kosten für den Betrieb seines eigenen Fallführungssystems sowie für 
die  nachträgliche  Einführung  des  bereitgestellten  Fallführungssystems 
selbst tragen und

c das bereitgestellte Fallführungssystem im Rahmen des Lastenausgleichs 
ab dem ersten Tag nach Ablauf der Einführungsphase nach Artikel 117 
Absatz 1 SHV mitfinanzieren.

Art.  T3-3 (neu)
Ausgleich der Lastenverschiebung
1 Die Lastenverschiebung zwischen dem Kanton und den Gemeinden von 1 
Million Franken pro Jahr als Folge der Bereitstellung eines Fallführungssys-
tems und der Finanzierung der entsprechenden Betrieb- und Weiterentwick-
lungskosten durch die DIJ wird ab dem ersten Tag nach Ablauf der Einfüh-
rungsphase nach Artikel 117 Absatz 1 SHV dem Lastenausgleich neue Aufga-
benteilung gemäss Artikel 29b FILAG angerechnet.

5.
Der Erlass 213.319.1 Verordnung über die Leistungen für Kinder mit besonde-
rem Förder-  und Schutzbedarf  vom 30.06.2021 (KFSV)  (Stand 01.08.2025) 
wird wie folgt geändert:

Ingress (geändert)
Der Regierungsrat des Kantons Bern,
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gestützt auf Artikel 5 Absatz 2, Artikel 16 Absatz 4, Artikel 25a, Artikel 30 Ab-
satz 2, Artikel 36, Artikel 40 und Artikel 51 Absatz 3 des Gesetzes vom 3. De-
zember  2020  über  die  Leistungen  für  Kinder  mit  besonderem Förder-  und 
Schutzbedarf (KFSG)34),
auf Antrag der Direktion für Inneres und Justiz,
beschliesst:

Art.  30a (neu)
Fallführungssystem
1 Die kommunalen Dienste sind verpflichtet, das von der zuständigen Stelle der 
GSI bereitgestellte Fallführungssystem zu verwenden (Art. 75 Abs. 1 SHV).
2 Die Beteiligung an den Betriebs- und Weiterentwicklungskosten des bereitge-
stellten Fallführungssystems richtet sich nach der SHV.

Titel nach Art. 49 (neu)

T1 Übergangsbestimmungen der Änderungen vom xx.xx.xxxx

Art.  T1-1 (neu)
Verpflichtung zur Verwendung des Fallführungssystems
1 Die kommunalen Dienste müssen das bereitgestellte Fallführungssystem ab 
dem gleichen Zeitpunkt verwenden, der für die Trägerschaften der Sozialdiens-
te gilt (Art. 116 SHV).
2 Wurde  der  Trägerschaft  eines  Sozialdienstes  nach  altem  Recht  für  den 
Vollzug der Sozialhilfe eine spätere Einführung bewilligt, dann gilt die Verpflich-
tung für den kommunalen Dienst ab dem späteren Zeitpunkt.

Art.  T1-2 (neu)
Spätere Einführung des Fallführungssystems
1 Im Falle von Artikel T1-1 Absatz 2 muss der kommunale Dienst

a dem AIS und dem KJA spätestens ab dem ersten Tag nach Ablauf der 
Einführungsphase nach Artikel 117 Absatz 1 SHV auf eigene Kosten alle 
erforderlichen Daten über Schnittstellen liefern oder zugänglich machen,

b die Kosten für den Betrieb seines eigenen Fallführungssystems sowie für 
die  nachträgliche  Einführung  des  bereitgestellten  Fallführungssystems 
selbst tragen und

34) BSG 213.319
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c das bereitgestellte Fallführungssystem im Rahmen des Lastenausgleichs 
ab dem ersten Tag nach Ablauf der Einführungsphase nach Artikel 117 
Absatz 1 SHV mitfinanzieren.

6.
Der Erlass 213.319.2 Verordnung über die Aufsicht über stationäre Einrichtun-
gen  und  ambulante  Leistungen  für  Kinder  vom  23.06.2021  (ALKV)  (Stand 
01.08.2025) wird wie folgt geändert:

Ingress (geändert)
Der Regierungsrat des Kantons Bern,

in Ausführung von Artikel 316 des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (ZGB)35), 
der eidgenössischen Verordnung vom 19. Oktober 1977 über die Aufnahme 
von Pflegekindern (Pflegekinderverordnung, PAVO)36) sowie gestützt auf Artikel 
8 Absatz 3, Artikel 9 Absatz 2, Artikel 25a, Artikel 30 Absatz 3 und Artikel 40 
Absatz 1 des Gesetzes vom 3. Dezember 2020 über die Leistungen für Kinder 
mit besonderem Förder- und Schutzbedarf (KFSG)37),
auf Antrag der Direktion für Inneres und Justiz,
beschliesst:

Art.  7b (neu)
Fallführungssystem
1 Besteht ein Leistungsvertrag nach Artikel 4 Absatz 2 sowie Artikel 12 Absatz 
2 mit einem kommunalen Dienst, so ist dieser verpflichtet, das von der zustän-
digen Stelle der GSI bereitgestellte Fallführungssystem zu verwenden (Art. 75 
Abs. 1 SHV).
2 Die Finanzierung der Betriebs- und Weiterentwicklungskosten des bereitge-
stellten Fallführungssystems richtet sich nach der SHV.

Titel nach Art. 40 (neu)

T1 Übergangsbestimmungen der Änderungen vom xx.xx.xxxx

35) SR 210
36) SR 211.222.338
37) BSG 213.319
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Art.  T1-1 (neu)
Verpflichtung zur Verwendung des Fallführungssystems
1 Die kommunalen Dienste müssen das bereitgestellte Fallführungssystem ab 
dem gleichen Zeitpunkt verwenden, der für die Trägerschaften der Sozialdiens-
te gilt (Art. 116 SHV).
2 Wurde  der  Trägerschaft  eines  Sozialdienstes  nach  altem  Recht  für  den 
Vollzug der Sozialhilfe eine spätere Einführung bewilligt, dann gilt die Verpflich-
tung für den kommunalen Dienst ab dem späteren Zeitpunkt.

Art.  T1-2 (neu)
Spätere Einführung des Fallführungssystems
1 Im Falle von Artikel T1-1 Absatz 2 muss der kommunale Dienst

a dem KJA spätestens ab dem ersten Tag nach Ablauf der Einführungspha-
se nach Artikel 117 Absatz 1 SHV auf eigene Kosten alle erforderlichen 
Daten über Schnittstellen liefern oder zugänglich machen,

b die Kosten für den Betrieb seines eigenen Fallführungssystems sowie für 
die  nachträgliche  Einführung  des  bereitgestellten  Fallführungssystems 
selbst tragen und

c das bereitgestellte Fallführungssystem im Rahmen des Lastenausgleichs 
ab dem ersten Tag nach Ablauf der Einführungsphase nach Artikel 117 
Absatz 1 SHV mitfinanzieren.

7.
Der Erlass 213.321 Verordnung über die Organisation der Oberwaisenkammer 
vom 16.03.2005 (OWKV) (Stand 01.01.2013) wird wie folgt geändert:

Ingress (geändert)
Der Regierungsrat des Kantons Bern,

gestützt  auf  Artikel  97  Absatz  3  des  Sozialhilfegesetzes  vom  xx.xx.xxxx 
(SHG)38),
auf Antrag der Justiz-, Gemeinde- und Kirchendirektion,
beschliesst:

38) BSG xxx.x
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8.
Der Erlass  326.111 Kantonale Opferhilfeverordnung vom 28.04.2010 (KOHV) 
(Stand 01.03.2021) wird wie folgt geändert:

Art.  7 Abs. 1 (geändert)
1 Die Bemessung des Überbrückungsgeldes richtet sich nach Artikel 25 sowie 
30 bis 34 der Sozialhilfeverordnung vom xx.xx.xxxx (SHV)39).

9.
Der  Erlass  860.21 Verordnung  über  die  sozialen  Leistungsangebote  vom 
24.11.2021 (SLV) (Stand 01.01.2025) wird wie folgt geändert:

Art.  5 Abs. 3 (neu)
3 Nicht als Eigenmittel gelten Ertragsüberschüsse und Rücklagen aus Überde-
ckungen, die auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b zurückzuführen sind.

Art.  6 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (geändert)
1 Die Beiträge an die Leistungserbringer können

a (neu) leistungsorientiert, nach Möglichkeit prospektiv und soweit fachlich 
zielführend aufgrund von Pauschalen oder Normkosten festgesetzt wer-
den,

b (neu) erfolgsorientiert festgelegt werden.
2 Bei Fehlen von Normkosten können die Beiträge unter Berücksichtigung der 
effektiven Betriebskosten oder, bei fehlenden Infrastrukturpauschalen, der ef-
fektiven Investitionskosten festgesetzt werden.

10.
Der Erlass 860.22 Verordnung über die Leistungsangebote der Familien-, Kin-
der- und Jugendförderung vom 24.11.2021 (FKJV) (Stand 01.07.2025) wird wie 
folgt geändert:

Art.  66 Abs. 1
1 Eine Anpassung des Betreuungsgutscheins erfolgt

i (geändert) beim Bezug wirtschaftlicher Hilfe nach den Vorschriften des 
Sozialhilfegesetzes vom xx.xx.xxx (SHG)40),

39) BSG xxx.x
40) BSG xxx.x
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11.
Der Erlass 861.111 Verordnung über die Sozialhilfe im Asyl- und Flüchtlingsbe-
reich vom 20.05.2020 (SAFV) (Stand 01.07.2020) wird wie folgt geändert:

Ingress (geändert)
Der Regierungsrat des Kantons Bern,

gestützt auf Artikel 2 Absatz 3, Artikel 6 Absatz 2, Artikel 14 Absatz 2, Artikel 
15 Absatz 3, Artikel 20 Absatz 3, Artikel 22 Absätze 2 und 3, Artikel 22b Absatz 
4, Artikel 29 Absatz 4, Artikel 32a Absatz 2, Artikel 35 Absatz 3, Artikel 36 Ab-
satz 3, Artikel 37 Absatz 2a, Artikel 37b Absatz 3, Artikel 38 Absatz 3, Artikel 
39 Absatz 3, Artikel 40 Absatz 2, Artikel 45 Absatz 3, Artikel 51 Absatz 2, Arti-
kel 52, Artikel 53 Absatz 2, Artikel 58, Artikel 62 Absatz 2 und Artikel 63 Absatz 
2  des  Gesetzes  vom 3.  Dezember  2019  über  die  Sozialhilfe  im Asyl-  und 
Flüchtlingsbereich (SAFG)41), Artikel 79 des Sozialhilfegesetzes vom xx.xx.xxxx 
(SHG)42) sowie Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe a der eidgenössischen Verord-
nung vom 19. Oktober 1977 über die Aufnahme von Pflegekindern (Pflegekin-
derverordnung, PAVO)43),
 
auf Antrag der Gesundheits-, Sozial- und Integrationsdirektion,
beschliesst,

Art.  5 Abs. 2 (geändert)
2 Mit dem Wechsel in eine individuelle Unterkunft informiert die zuständige Stel-
le die Unterstützungswohnsitzgemeinde nach Artikel 78 Absatz 1 SHG.

Art.  6 Abs. 1
Vom Geltungsbereich des SAFG ausgenommene Kinder  (Überschrift geän-
dert)
1 Vom Geltungsbereich des SAFG ausgenommen werden

a (geändert) in der Schweiz geborene Kinder von bedürftigen vorläufig Auf-
genommenen, Schutzbedürftigen mit Aufenthaltsbewilligung, Flüchtlingen 
oder anerkannten Staatenlosen nach Art. 78 Abs. 1 SHG, mit denen sie 
eine Unterstützungseinheit bilden (Dossierträgerin oder Dossierträger),

41) BSG 861.1
42) BSG xxx.x
43) SR 211.222.338
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b (geändert) minderjährige Kinder von Dossierträgerinnen oder Dossierträ-
gern nach Buchstabe a, die später in die Schweiz eingereist sind und von 
denen kein Elternteil unter den Geltungsbereich des SAFG fällt.
1. Aufgehoben.
2. Aufgehoben.
3. Aufgehoben.

Art.  6a (neu)
Vorzeitiger Wechsel zur Gemeinde
1 Bildet eine bedürftige erwachsene Person nach Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe 
b SAFG (Dossierträgerin oder Dossierträger) sowie ihre minderjährigen Kinder 
eine  Unterstützungseinheit  mit  einer  bedürftigen  erwachsenen  Person  in 
Gemeindezuständigkeit, wechselt im Fall von Artikel 63 Absatz 2 SHV die Zu-
ständigkeit vorzeitig zur Gemeinde; vorbehalten bleibt Absatz 2.
2 Die Zuständigkeit kann abweichend von Absatz 1 noch bis Ende der Beiträge 
des Bundes für die erwachsene Person bei der Vollzugsstelle nach SAFG ver-
bleiben, wenn sich die für die Unterstützungseinheit zuständigen Vollzugsstel-
len darauf einigen.

Art.  7 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (geändert)
Zuständigkeit der Gemeinde  (Überschrift geändert)
1 Zuständig ist die Unterstützungswohnsitzgemeinde nach Artikel 78 Absatz 1 
SHG.
2 Das Amt für Integration und Soziales informiert die Unterstützungswohnsitz-
gemeinde.

Titel nach Art. 7 (geändert)

1.2.3 Gemischte Dossiers (Art. 79 SHG)

Art.  8 Abs. 1a (neu), Abs. 2
1a Enden für ein minderjähriges Kind, das mit einem Elternteil nach Artikel 2 Ab-
satz 1 Buchstabe b SAFG zusammenlebt, die Beiträge des Bundes vorzeitig, 
so verbleibt die Zuständigkeit für die Fallführung für das Kind bei der Vollzugs-
stelle nach SAFG, bis die Voraussetzungen für den Wechsel nach Absatz 1 er-
füllt sind, oder aber das Kind volljährig wird.
2 Zu einem gemischten Dossier nach Absatz 1 gehören
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a (geändert) alle Personen, die im Rahmen des Familiennachzugs nach Ar-
tikel 51 des eidgenössischen Asylgesetzes vom 26. Juni 1998 (AsylG)44) 

oder nach Artikel 85 Absatz 7 des Bundesgesetzes vom 16. Dezember 
2005 über  die  Ausländerinnen und Ausländer  und über  die  Integration 
(Ausländer- und Integrationsgesetz, AIG)45) in die Schweiz eingereist sind,

Art.  10 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (geändert)
1 Nach Beendigung der Beiträge des Bundes für die zweite erwachsene Per-
son des gemischten Dossiers wechselt die Zuständigkeit, unter Vorbehalt der 
Artikel 3 bis 5, zur Unterstützungswohnsitzgemeinde.
2 Die zuständige Stelle weist alle Personen des gemischten Dossiers der Un-
terstützungswohnsitzgemeinde zu.

Art.  11 Abs. 1 (geändert)
1 Wird das gemischte Dossier vor Beendigung der Beiträge des Bundes für die 
zweite erwachsene Person des gemischten Dossiers aufgehoben, wechselt die 
Zuständigkeit  für  die  Dossierträgerin  oder  den  Dossierträger  zur  Unterstüt-
zungswohnsitzgemeinde.

Art.  13 Abs. 1
1 Personen im laufenden Asylverfahren

e (geändert) nehmen an den vorgeschriebenen Informationstagen teil und 
kennen danach ihre Rechte und Pflichten,

f (neu) nehmen Teil an weitergehenden sprachlichen Förder- und berufli-
chen Integrationsmassnahmen, sofern ihnen hierfür ein Platz angeboten 
wird.

Titel nach Titel 2.2 (geändert)

2.2.1 Integrationsziele und Integrationsplan

Art.  14 Abs. 1 (geändert)
Übergeordnete Integrationsziele für vorläufig Aufgenommene, anerkannte 
Staatenlose und Flüchtlinge  (Überschrift geändert)

44) SR 142.31
45) SR 142.20 
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1 Die Gesundheits-, Sozial- und Integrationsdirektion orientiert sich an den Inte-
grationszielen der Integrationsagenda Schweiz in der Fassung des Berichts der 
Koordinationsgruppe vom 1. März 2018 und schafft die Voraussetzungen, da-
mit mindestens die folgenden Ziele erreicht werden:

a (geändert) Alle  vorläufig  Aufgenommenen,  anerkannten  Staatenlosen 
und Flüchtlinge verfügen drei  Jahre nach ihrer Einreise in die Schweiz 
mindestens über ein anerkanntes Sprachdiplom des Sprachniveaus A1 in 
einer Amtssprache nach dem Gemeinsamen Europäischen Referenzrah-
men für Sprachen (GER);

c (geändert) mindestens zwei Drittel der vorläufig Aufgenommenen, aner-
kannten Staatenlosen und Flüchtlinge im Alter von 16 bis 25 Jahren befin-
den sich fünf Jahre nach ihrer Einreise in einer beruflichen Grundbildung;

d (geändert) mindestens die Hälfte der erwachsenen vorläufig Aufgenom-
menen, anerkannten Staatenlosen und Flüchtlinge ist sieben Jahre nach 
ihrer Einreise im Arbeitsmarkt integriert;

e (geändert) alle vorläufig Aufgenommenen, anerkannten Staatenlosen und 
Flüchtlinge sind sieben Jahre nach ihrer Einreise mit den schweizerischen 
Lebensgewohnheiten vertraut und haben Kontakte zur Bevölkerung.

Art.  14a (neu)
Besondere Integrationsziele für Schutzbedürftige
1 Für Schutzbedürftige mit und ohne Aufenthaltsbewilligung richten sich die In-
tegrationsziele und die Integrationsförderung nach den

a zu diesem Zweck erhaltenen Bundesbeiträgen,
b besonderen Bundesvorgaben für diese Personengruppe,
c mit  dem Staatssekretariat  für  Migration  abgeschlossenen  Vereinbarun-

gen.
2 Die übergeordneten Integrationsziele nach Artikel 14 gelten sinngemäss auch 
für Schutzbedürftige mit und ohne Aufenthaltsbewilligung, soweit sie in Über-
einstimmung mit Absatz 1 sind.

Art.  15 Abs. 1 (geändert), Abs. 3 (neu)
1 Die für die Integration zuständige Stelle legt unter Vorbehalt von Absatz 3 für 
jede Person basierend auf den übergeordneten Integrationszielen nach Artikel 
14 den individuellen Integrationsplan fest.

 



[Fundst. od. Gesch.-Nr.]  52

3 Bei Schutzbedürftigen mit oder ohne Aufenthaltsbewilligung sind Integrations-
pläne nur nach Weisung des Amtes für Integration und Soziales zu erstellen; 
der Integrationsplan basiert in diesen Fällen auf den besonderen Integrations-
zielen nach Artikel 14a.

Art.  16 Abs. 1
1 Der individuelle Integrationsplan enthält

a (geändert) die übergeordneten Integrationsziele nach Artikel 14 oder die 
besonderen Integrationsziele nach Artikel 14a,

Art.  16a (neu)
Ausbildungsvereinbarung
1 Mit Personen, die an einem Integrationsprogramm teilnehmen, kann ergän-
zend zum Integrationsplan eine Ausbildungsvereinbarung abgeschlossen wer-
den.
2 In der Ausbildungsvereinbarung sind die Rechte und Pflichten der Person so-
wie  die  Rechtsfolgen  bei  einem  Programmabbruch  aus  nicht  anerkannten 
Gründen zu regeln.

Art.  19 Abs. 1 (geändert)
1 Die Gesundheits-, Sozial- und Integrationsdirektion sorgt dafür, dass die Inte-
grationsziele nach Artikel 14 und 14a erreicht werden können, indem sie in den 
Bereichen frühe Förderung, Spracherwerb und Alltagsorientierung, Arbeitsinte-
gration und Bildung sowie in weiteren integrationsrelevanten Lebensbereichen 
insbesondere

Aufzählung unverändert.

Art.  23a (neu)
Vermögensfreibeträge
1 Jede bedürftige Person hat Anspruch auf Anrechnung eines Freibetrags auf 
ihrem Vermögen.
2 Bei Unterstützungsbeginn werden folgende Vermögensfreibeträge gewährt:

a pro Einzelperson CHF 1’400
b pro verheiratetes oder in eingetragener Partnerschaft lebendes Paar CHF 

2’800
c pro minderjähriges Kind CHF 700
d pro Unterstützungseinheit höchstens CHF 3’500
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3 Auf Leistungen aus Genugtuung und Integritätsentschädigung werden folgen-
de Freibeträge gewährt:

a pro Einzelperson CHF 30’000
b pro verheiratetes oder in eingetragener Partnerschaft lebendes Paar CHF 

50’000
c pro minderjähriges Kind CHF 15’000
d pro Unterstützungseinheit höchstens CHF 65’000

Art.  23b (neu)
Berechnung Haushaltsentschädigung
1 Die finanzielle Leistungsfähigkeit  der nicht unterstützten Personen wird auf 
der Grundlage eines erweiterten Budgets nach Artikel 54 Absatz 1 SHV be-
stimmt.
2 Ein Überschuss kann unter Vorbehalt von Absatz 4 bis zur Hälfte als Entschä-
digung für die Haushaltsführung verlangt werden, aber maximal 950 Franken 
pro leistungsfähige Person.
3 Sind mehrere Personen leistungsfähig, so hat die Entschädigung mit der zu 
leistenden Haushaltsarbeit in einem angemessenen Verhältnis zu stehen.
4 Übernimmt die unterstützte Person zusätzlich die Betreuung von einem oder 
mehreren Kindern einer nicht unterstützten Person, ist der Betrag an die unter-
stützte Person im Rahmen der finanziellen Leistungsfähigkeit mindestens zu 
verdoppeln.

Art.  26a (neu)
Zumutbare Arbeit und Massnahmen zur beruflichen und sozialen Integration
1 Die  Zumutbarkeit  einer  Arbeit  und  von  Massnahmen  zur  beruflichen  und 
sozialen Integration richtet sich nach Artikel 44 SHV.

Art.  30a (neu)
Höchstgrenze
1 Motivationszulagen und Einkommensfreibeträge dürfen pro Haushalt mit bis 
zu fünf Personen 700 Franken und pro Haushalt mit sechs und mehr Personen 
900 Franken pro Monat nicht übersteigen.
2 Leben die Personen in einer Kollektivunterkunft, so gelten die Höchstgrenzen 
nach Absatz 1 pro Familieneinheit nach Artikel 33 Absatz 2 SHV.
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Art.  30b (neu)
Berücksichtigung des Einkommensfreibetrags und der Motivationszulage
1 Für die Berechnung der Bedürftigkeit sind die folgenden Leistungen zu be-
rücksichtigen, sofern die Voraussetzungen dafür erfüllt sind:

a der Einkommensfreibetrag nach Artikel 29 oder Artikel 30 als Abzug vom 
anrechenbaren Einkommen,

b die Motivationszulage nach Artikel 27 oder Artikel 28 als anrechenbarer 
Aufwand.

Art.  32 Abs. 1 (geändert)
1 Die zuständige Stelle ist verpflichtet, alle ihrem Perimeter oder ihr zugewiese-
nen Personen am Zuweisungstag in einer geeigneten Unterkunft zu platzieren.

Art.  40 Abs. 1 (geändert), Abs. 3 (geändert)
1 Vorläufig Aufgenommene wechseln aus einer Kollektivunterkunft in eine indi-
viduelle Unterkunft, sobald sie gegenüber der zuständigen Stelle nachweisen, 
dass sie

Aufzählung unverändert.
3 Flüchtlinge,  anerkannte  Staatenlose  sowie  Schutzbedürftige  mit  und  ohne 
Aufenthaltsbewilligung werden von der zuständigen Stelle bei der Suche nach 
einer individuellen Unterkunft unterstützt, wenn sie die Integrationsziele nach 
Absatz 1 erreicht haben.

Art.  43 Abs. 1 (geändert)
Nachweis in einer Familieneinheit  (Überschrift geändert)
1 Bilden mehrere Personen eine Familieneinheit nach Artikel 33 Absatz 2 SHV, 
müssen die Ziele nach Artikel 41 und 42 von einer erwachsenen Person erfüllt 
werden.

Art.  46 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (aufgehoben)
1 Die zuständige Stelle platziert Familien mit Kindern nach Artikel 2 Absatz 1 
Buchstabe b SAFG in einer individuellen Unterkunft, sobald

Aufzählung unverändert.
2 Aufgehoben.

Titel nach Art. 46 (neu)

4.5a Beitrag an Gastfamilien
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Art.  46a (neu)
1 Gastfamilien von Schutzbedürftigen mit und ohne Aufenthaltsbewilligung kann 
auf Gesuch hin grundsätzlich ab einer Mindestaufenthaltsdauer von 3 Monaten 
ein Beitrag an die Unterbringungskosten ausgerichtet werden.
2 Die Höhe des Beitrags orientiert sich am Mietkostenanteil der für Schutzbe-
dürftige mit und ohne Aufenthaltsbewilligung vom Bund ausgerichteten Beiträ-
ge.
3 Die Gesundheits-, Sozial- und Integrationsdirektion legt die Beiträge in einer 
Direktionsverordnung fest.
4 Das Gesuch der Gastfamilie ist bei der für die Unterbringung der beherberg-
ten Person zuständigen Stelle einzureichen.

Titel nach Art. 46a (neu)

4.5b Wohnsitznahme ausserhalb des Zuweisungsperimeters

Art.  46b (neu)
Voraussetzungen für Organisationswechsel (Art. 37b SAFG)
1 Ein Organisationswechsel gilt dann als für die effektive Integrationsförderung 
unabdingbar, wenn

a der  Anreiseweg zur  zuständigen Stelle  mit  öffentlichen Verkehrsmitteln 
nicht mehr zumutbar ist, oder

b die  regionale  Verankerung und Vernetzung der  zuständigen Stelle  am 
Wohnort der unterstützten Person notwendig ist.

2 Bei der Einschätzung der Zumutbarkeit nach Absatz 1 Buchstabe a orientiert 
sich das Amt für Integration und Soziales an den Vorgaben der Arbeitslosen-
versicherungsgesetzgebung zum Arbeitsweg.

Art.  46c (neu)
Mehrkosten
1 Hat eine unterstützte Person Wohnsitz ausserhalb des Zuweisungsperimeters 
genommen und erfüllt  die  Voraussetzungen für  einen Organisationswechsel 
nicht, so werden die zusätzlich anfallenden Kosten für die Anreisen in den Zu-
weisungsperimeter nicht finanziert, ausser in begründeten Ausnahmen.
2 Das Amt für Integration und Soziales erlässt Richtlinien zur Beurteilung der 
Ausnahmen.
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Art.  49 Abs. 2 (neu)
2 Die zuständige Stelle hat für eine von ihr vermittelte besondere Massnahme 
oder Unterbringung dann zwingend vorgängig das Einverständnis des Amtes 
für Integration und Soziales einzuholen, wenn deren Kosten den Betrag von 
830 Franken pro Tag (exkl. Nebenkosten) überschreiten.

Titel nach Art. 49 (neu)

4.8 Bestattungskosten

Art.  49a (neu)
1 Der Kanton kann sich an den von einer Gemeinde zu tragenden Bestattungs-
kosten nach Artikel 32a SAFG beteiligen:

a Maximal bis 1'500 Franken, wenn die verstorbene Person individuell oder 
in einer geeigneten Institution untergebracht war.

b Maximal  bis  3'500  Franken,  wenn  die  verstorbene  Person  in  einer 
Kollektivunterkunft untergebracht war.

2 Das Gesuch ist  von der leistungspflichtigen Gemeinde zusammen mit  den 
Belegen für die Bestattungskosten zeitnah beim Amt für Integration und Sozia-
les einzureichen.

Art.  52
Datenlieferung  (Überschrift geändert)

Art.  52a (neu)
Berichterstattung über durchgeführte Sozialinspektionen
1 Die beauftragten Trägerschaften erstatten dem Amt für Integration und Sozia-
les Ende jeden Kalenderjahres nach dessen Vorgaben Bericht über die durch-
geführten Sozialinspektionen.

III.

Keine Aufhebungen.

IV.

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2027 in Kraft.
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[Ort], [Datum] Im Namen des Regierungsrates
Die/Der Präsidentin:
Der Staatsschreiber: Auer

 


